
Hefte aus Burgscheidungen 

Günter Wirth 

Vom Schicksal christlicher Parteien 
1925-1934 

Eine vergleichende Studie 

109 

[) [) 0 

o 0 0 
[) [) [) 

_.----------------------------------------------------~ 
Herausgegeben von der Zentralen Schulungsstätte 
"Dtto Nuschke" in Verbindung mit der Parteileitung 

der Christlich-Demokratischen Union 



Hefte aus Burgscheidungen 

Günter Wirth 

Vom Schicksal christlicher Parteien 
1925 - 1934 

Eine vergleichende Studie 

1964 

Herausgegeben von der Zentralen Schulungsstätte 
"ütto Nuschke" in Verbindung mit der Parteileitung 

der Christlich-Demokratischen Union 



Ag 224/28/64 - IlI/6/5D 4,28 364 (349) 

Vorwort 

Mitte Januar 1963 fand in der Münchener "Katholischen 
Akademie" eine Tagung über das Wesen des politischen Katho­
lizismus in der Weimarer Republik statt. In der Hamburger 
"Welt" vom 23. Januar 1963 war in einem Bericht über diese 
Tagung, und zwar im Blick auf eine Rede Dr. Sc h äff e r s , 
zu lesen: 

"Zwei Stunden lang hatte Fritz Schäfter die Geschichte der von 
ihm geführten Bayrischen Volkspartei von 1919 bis 1933 dargelegt. 
Einmal erhob er dabei die Stimme zu dem Satz: ,Wir haben jede 
Koalition mit .den Nationalsozialisten abgelehnt: Kein Wort aber 
fiel im breiten Strom der persönlichen Erinnerungen über das Er­
mächtigungsgesetz vom 24. März 1933. 

Die dreihundert Teilnehmer dieser Tagung über das politische 
Wirken der Katholiken und das Schicksal der Weimarer Republik 
in der Münchener Katholischen Akademie wollten· aber gerade über 
diesen ,schwarzen Tag' etwas wissen. Schäfter wurde in der Dis­
kussion gestellt. Er antwortete schließlich: ,Das Ermächtigungs­
gesetz ist mit den Stimmen auch der Bayrischen Volkspartei ange­
nommen worden. Der Entschluß fiel sehr schwer. Ich hatte vorher 
mit B r Ü ni n g darüber gesprochen, ob nicht alle katholischen Ab­
geordneten des Zentrwns und der BVP einfach ihr Mandat nieder­
legen sollten.' 

Der 74jährige ehemalige Bundesflnanz- und Bundesjustizminister 
hörte Zischen Wld Scharren im Saal, als er fortfuhr: ,Das war prak­
tisch unmöglich, Über 100 Abgeordnete hätten sich dazu entschlie­
ßen müssen . . . Das bätte zum Eingreüen Hitlers geführt. Die 
Frage war. ob wir dem Ermächtigungsgesetz zustimmen oder un­
sere Existenz aufs Spiel setzen sollten. Wenn ich heute wieder in 
die gleiche Lage käme, würde ich genauso entscheiden.' 

Empörung stand im Gesicht manches Zuhörers." 

Es war kein Wunder, daß Prof. Lei b er, der ehemalige Pri­
vatsekretär des Kardinalstaatssekretärs Pa c e 11 i, des späte­
ren Papstes Pius XII., Schäffer einerseits zu Hilfe kam, ande­
rerseits aber alles unternahm, um die "Schuld" an den Folgen 
des Ermächtigungsgesetzes und der Zustimmung der Zentrums­
partei zu ihm auf den deutschem Katholizismus abzuschieben. 
Nach dem Bericht der "Welt" erinnerte sich Prof. Leiber : 

"Brüning war dagegen (gegen das Ermächtigungsgesetz. G. W.), 
der Zentrumsvorsitzende Prälat K aas dafür. Pacelli vermied 
peinlich jede Einmischung ... " 

Selbst der Berichterstatter der großbürgerlichen "Welt" muß 
allerdings fragen: 
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"War das Ja des Zentrums in dieser entscheidenden Abstimmung 
die Vorauszahlung für das spätere Reichskonkordat? Kam Kaas da­
mals nach der Annahme des Gesetzes mit einer Zusage Hitlers in 
die Heilige Stadt? Hatte am Ende doch der katholische Klerus die 
Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz empfohlen, damit d~ Kon­
kordat mit Hitler unter Dach und Fach gebracht werden konnte?" 

In der Münchener Tagung versuchte Prof. Leiber, auf alle 
diese Fragen mit einem apodiktischen "Nein" zu antworten, 
und noch apodiktischer fügte er hinzu, "weitere Enthüllungen" 
zu diesem Thema seien nicht zu erwarten (nach einem Bericht 
der "Süddeutschen Zeitung" vom 22. Januar 1963). Leiber ent­
wickelte also schon bei dieser Gelegenheit eine Methode, die er 
und seinesgleichen, vor allem Prälat K 1 aus e n er, anläßlich 
der Westberliner Aufführung des sensationellen Theaterstücks 
"Der Stellvertreter" von Rolf Hoc h hut h anwandten, nän:­
lich die der Bagetellisierung und Verharmlosung der auf die 
Unterstützung autoritärer Regime orientierten Politik des Kar­
dinalstaatssekretärs Pacelli und späteren Papstes Pius XII. -
eine Politik, deren folgenreiche Konsequenzen heute abzubauen 
das schwierige Werk friedliebender und fortschrittlicher Ka­
tholiken in der Welt, nicht zuletzt aber auch einsichtiger und 
realistischer Kreise im Vatikan ist. 

Es ist daher außerordentlich interessant, daß sich auf einer 
anderen westdeutschen Tagung über den antifaschistischen 
Widerstand und zwar im November 1963 in der Herbsttagung 
der Gesells'chaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit in 
Tutzing, ein junger katholischer Theologe, Professor Pater 
Eck e r t (Köln), über die Problematik des katholischen Wider­
standes geäußert hat. Nach einem Bericht der "Süddeutschen 
Zeitung" vom 19. November 1963 bezeichnete Professor Eckert 
die Beschränkung der Kirche auf den kulturpolitischen Sektor, 
wie sie vom Reichskonkordat von 1933 vorgenommen worden 
sei, als "verhängnisvoll": 

"Eine antidemokratische unq antiliberale Tradition der Kirche 
habe einer Entwicklung vorgearbeitet, die Hitler das unverdiente 
Geschenk einer politischen Anerkennung durch die katholische 
Kirche in den Schoß warf. Pius XII. habe der Demokratie mit Vor­
behalt gegenübergestanden und aus seiner Vorliebe für autoritäre 
Regierungsformen kaum ein Hehl gemacht." 

Die folgende Studie will den Versuch unternehmen, einige 
Hintergründe dieser Politik, die direkt und indirekt mit Pacelli­
Pius XII. verbunden ist, aufzuhellen, und zwar anhand solchen 
Materials, das in der bürgerlichen Publizistik der damaligen 
Zeit ausgebreitet oder von bürgerlichen Historikern in der 
Rückschau aufbereitet worden ist. Sie kann gleichzeitig einige 
Elemente der spezifischen Entwicklung bürgerlicher katholi­
scher Parteien im Zeitalter des Imperialismus beleuchten. 

Günter Wirth 
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Das Wesen des Klerikalismus kann man dahingehend be­
stimmen, daß er eine Ideologie und ein Programm der Kleri­
kalisierung des gesellschaftlichen Lebens im Sinn ein e r Kon­
fession ist. Der Unterschied zwischen dem Klerikalismus und 
dem politischen Klerikalismus, von dem wir heute im Blick: auf 
Westdeutschland mit Betonung sprechen, besteht - unter s y­
s t e m a t i s ehe n Gesichtspunkten betrachtet - darin, daß 
der politische Klerikalismus nicht eine Ideologie und ein Pro­
gramm der Klerikalisierung des gesellschaftlichen Lebens 
s chI e c h t hin ist. Durch ihn wird vielmehr der Prozeß der 
im Effekt übe r k 0 n fes s ion e 11 e n Klerikalisierung der 
Gesellschaft in den Dienst übergeordneter politischer und öko­
nomischer Mächte gestellt und dem Erreichen solcher Ziele 
untergeordnet, die für die klerikalen wie für die übergeord­
neten gesellschaftlichen Mächte im Kampf um die Herrschaft 
die entscheidenden sind. Diese Mächte sind die des Monopol­
kapitals, des Großgrundbesitzes und der geistigen Reaktion. 

Wenn damit das Wesen des politischen Klerikalismus f 0 r ­
me I h a f t bestimmt ist, so erhebt sich nun die Frage, in wel­
chen F 0 r m e n er sich realisiert. Sowohl die klerikalen 
Mächte als auch die der Monopole und des Großgrundbesitzes 
können in bestimmten Phasen der gesellschaftlichen Entwick­
lung für das Erreichen ihrer Ziele bürgerliche Parteien, zumal 
christliche, benutzen ; sie können aber auch in anderen Phasen 
der Entwicklung diese Instrumente beiseite werfen und nach 
dem Aufbau autoritärer, faschistischer Systeme streben. 

In welchen Formen sich der politische Klerikalismus realisiert, 
hängt von den Kräfteverhältnissen in der Welt und in dem be­
treffenden Land, hängt also vom his tor i s ehe n 0 r t des 
politischen Klerikalismus ab. Waren Tendenzen des Klerikalis­
mus in der Entwicklung des Kapitalismus und Imperialismus 
bis 1917 in verschiedenen europäischen und lateinamerikani­
schen Ländern als vorübergehende Erscheinungen zu beobach­
ten, so wurden sie in der ersten Etappe der allgemeinen Krise 
des Kapitalismus zu einer relativ stabilen Massenel'scheinung. 
Der politische Klerikalismus ist demgegenüber eine Erschei­
nung, die in den imperialistismen Ländern sowie in halbfeu­
dalen Staaten in der zweiten und dritten Phase der allgemei­
nen Krise des Kapitalismus zu finden ist. 

Was Westdeutschland betrifft, so realisierte und realisiert 
sich der politische Klerikalismus in den Herrschaftsformen einer 
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großbürgel'lich-"christlichen" Partei, der Christlich-Demokrati­
schen Union. Es kann aber durchaus sein, daß an die Stelle der 
Herrschaft dieser Partei andere Herrschaftsformen treten. Dar­
auf hat schon Herbert Be r t 5 C h in seiner Monographie über 
die CDU/CSU hingewiesen, wenn er erklärte, daß der Zustand 
der "inneren Identifikation, die in der Personalunion des Dik­
tators über Partei und Regierung sichtbaren Ausdruck" finde, 
eine "Existenzgefahr für die Partei" bedeute, da in "einer neuen 
Situation ... die Partei sich vor den Zerfall gesiellt sehen 
könnte".l 

Gewisse Erscheinungen in der augenblicklichen Entwicklung 
in Westdeutschland lassen diese Hypothese, die übrigens schon 
vorher von Generalsekretär Gerald Götting in einem Aufsatz 
für das theoretische Organ der italienischen Kommunistischen 
Partei "Rinascita"2 vertreten worden ist, als außerordentlich 
aktuell erscheinen : Man denke nur an die innen parteilichen 
Debatten in der CDU/CSU über die "Parteireform", man denke 
an die Konstituierung des "Petrakreises"3 in München und man 
denke vor allem an die Drohung des staatspolitischen Arbeits­
kreises des Zentralkomitees der westdeutschen Katholiken auf 
dessen Freiburger Tagung Anfang April 1962: 

"Der Arbeitskreis wies besonders auf die gesellschaftspolitischen 
Konflikte innerhalb der CDU bei der AUfstellung der Kandidaten­
listen hin. Diese Partei, so wurde festgestellt, sei in ihrem Kampf 
um die Mehrheit auf Wählergruppen angewiesen, deren politisches 
Votum nicht aus christlicher Überzeugung resultiere. In diesem Zu­
sammenhang warnte der Arbeitskreis jedoch die ChrisUichen Demo­
kraten vor dem Trugschluß, den Katholiken bleibe im Ernstfall 
doch keine andere Möglichkeit, als CDU/C8U zu wählen, und man 
könne daher katholische Repräsentanten bei der AUfstellung von 
Landeslisten unbesorgt ignorieren. "4 

Unter diesem Aspekt interessiert die Frage, ob sich auch 
schon in der ersten Phase der allgemeinen Krise des Kapitalis­
mus in der Zuordnung und Kollaboration von Klerikalismus 
und politischer Reaktion Erscheinungen finden, die vergleichs­
weise herangezogen und zur Erhellung dieser aktuellen Pro­
blematik. in der zweiten und dritten Phase der allgemeinen 
Krise dienen können. 
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Nach der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution kann 
keine Äußerung zu sozialen Fragen, kann kein sozialpolitisches 
Programm richtig eingeschätzt werden, wenn man es nicht an 
den Maßstäben der Oktoberrevolution mißt. Es ist in diesem 

t Herbert Bertsch, "CDU/C8U demaskiert", Berlin, 1961, 5.547 
2 vgl. "Rinascita", Rom, 4/1960 
3 vgl. z. B. "Christ und Welt" vom 10. August 1962 
-' "Die Welt" vom 13. April 1962 
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Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß die fortschrittliche 
politische Orientierung unserer Partei auf dem 5. Parteitag 1950 
und die umfassende und zutreffende Würdigung der Oktober­
revolution durch unsere Partei (in der ·Erklärung des Haupt­
vorstandes vom 7. November 1950)5 unmittelbar miteinander 
zusammenhängen. 

Es ist also notwendig, nach dem 7. November 1917 alle Aus­
sagen etwa der katholischen Soziallehre und der evangelischen 
Sozialethik. an den Ergebnissen der Oktoberrevolution zu mes­
sen bzw. deren Entwicklung in jener Zeit mit den Verände­
rungen in der Welt zu konfrontieren, die sich aus der Sozia­
listischen Oktoberrevolution ergeben haben. Mit anderen Wor­
ten heißt das also: Wir müssen untersud1.en, wie sich die katho­
lische Soziallehre (und auf die soll sich die Analyse konzentrie­
ren) in der ersten Phase der allgemeinen Krise des Kapitalis­
mus entfaltete, welchen Charakter sie annahm und welche spe­
zifischen Vorschläge sie für das gesellschaftliche Leben ausar­
beitete. 

Bezog L e 0 XIII. in seiner Enzyklika im Grunde nur die 
" A r bei t e r fra g e" in seine überlegungen ein, so nannte 
P i u s XI. seine Enzyklika "Quadragesimo anno" programma­
tisch : .. über die gesellschaftliche Ordnung, ihre Wiederherstel­
lung und ihre Vollendung nach dem Heilsplan der Frohbot­
schaft",u Diese Enzyklika hat also von vornherein einen uni­
versalen Charakter; sie tritt mit dem Anspruch auf, das Ge­
samtproblem der gesellschaftlichen Ordnung zu berücksich­
tigen und all e Fragen des gesellschaftlichen Lebens zu be­
antworten. 

Papst Pius XI. mußte dabei einerseits die Auswirkungen der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution berücksichtigen, mit 
der natürlich ein Aufschwung der internationalen Arbeiter­
bewegung verbunden war; andererseits konnte er einige für 
den Klerikalismus günstige Momente in seine überlegungen 
einbeziehen. Dabei handelte es sich vor allem um die folgen­
den Faktoren: 
1. eine gewisse Aufwertung des Ansehens und der Glaubwür­

digkeit des Katholizismus, insbesondere durch die Friedens­
aktion des Papstes im Jahre 1917 7 ; diese Aktion wurde nach 
dem ersten Weltkrieg mit Nachdruck und Emphase propa­
giert, wodurch die Kriegspredigten der katholischen Militär­
pfarrer und die tiefgreifende, die Dimensionen der geist­
lichen Auseinandersetzung verlassende Streitigkeit zwischen 

5 "Dokumente der eDU", Bd. I, Berlin 1956, 8. 89!. 
G Der amtliche deutsche Text beider Enzykliken erschien in fünfter 

Auflage 1935 bei Bachern, Köln 
1 vgl. Fritz Klein, "Deutschland 1897/98 bis 1917", Berlin 1961, 8.3601. 

bzw. Eduard Winter, .. Rußland und das Papsttum", Teil H, Berlin 
1961 , S. 6051. bzw. Dr. E. Benesch, "Der Aufstand der Nationen", 
Berlin 1928, S. 303ft. 
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dem französischen und dem deutschen Episkopat vergessen 
gemacht werden sollten;B 

2. die Beseitigung der Konsequenzen, die sich aus dem Kultur­
kampf in Deutschland und in Italien ergeben hatten, in Ita­
lien bis hin zur Lösung der sogenannten "Römischen Frage" 
durch den Lateran-Vertrag; 

3. das Vordringen des Katholizismus in Nordamerika. 

Die Antwort des politischen Katholizismus auf die Oktober­
revolution war die Verschärfung und Verstärkung seines anti­
kommunistischen Kampfes, der nun natürlich einen spezifisch 
antisowjetischen Akzent erhielt. Wir können dabei z. B. nicht 
übersehen, mit welchen Mitteln der Klerikalismus im Jahre 
1930 eine wüste antisowjetische Kampage entfachte9, und 
zwar - und das ist höchst aktuell für uns - im Zusammenhang 
mit der stürmischen Entfaltung der landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften in der UdSSR. 

Es war im Jahre 1930, als sowohl von Rom als auch von allen 
Zentralen des protestantischen Klerikalismus aus eine Reso­
lution nach der anderen zur Verleumdung der Sowjetunion an­
genommen wurde. In Deutschland tat sich damals auf diesem 
Gebiet der Generalsuperintendent der Kurmark hervor; er hieß 
Otto D i bel i u s. und er ist heute, wie wir wissen, der Re­
präsentant des NATO-Flügels in der EKD. Ein anderes Beispiel 
für die antisowjetische Kampagne in jener Zeit war der Ver­
such, auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag in Nürn­
berg eine Resolution zur Verleumdung der Sowjetunion durch­
zusetzen. Daß dies nicht gelang, war das Verdienst des Reprä­
sentanten der religiösen Sozialisten innerhalb dieses höchsten 
Gremiums des Protestantismus in Deutschland in jener Zeit; 
er hieß Erwin Eck er t, und er ist heute führendes Mitglied 
der westdeutschen Friedensbewegung. Man sieht, ' wie inter­
essant und aktuell historische Betrachtungen sein können! 10 

Diese Antwort des Klerikalismus in der Negation warverbun­
den mit der Ausnutzung der vorhin charakterisierten, für ihn 
relativ günstigen Konstellation, und zwar dadurch, daß er eine 
Allianz zwischen den auf der katholischen Soziallehre auf­
bauenden Gruppierungen und nationalistischen politischen 
Strömungen herstellte. Im direkten Gefolge der Enzyklika 
"Quadragesimo anno" versuchten die Kräfte des Klerikalismus 
den Aufbau einer berufsständischen Ordnung in autoritär re­
gierten bürgerlichen bzw. halbfeudalen Staaten, die von den 
Ideologen des Klerikalismus, trotz einiger kritischer Einschrän­
kungen, als Leitbild für die Verwirklichung der Prinzipien der 

8 vgL etwa: "Deutsche Kultur, Katholizismus und Weltkrieg", her­
ausgegeben von Prof. Georg Pfeilschifter, Freiburg i. B. 1916, und 
"Süddeutsche Monatshefte", München, 2/1915, S. 161 fI. 

o Albert Norden, "Fälscher", Berlin 1959 bzw. 1963 (3. Auflage) 
10 vgl. etwa "Frankfurter Zeitung" vom 6. Juli 1930 (Aufsatz von 

Martin Rade) sowie mündliche Mitteilungen Erwin Eckerts 

8 

Enzyklika "Quadragesimo anno" hingestellt wurde. Schon 1931 
schrieb dazu der Jesuitenpater Gustav Gun dIa c h in einem 
Kommentar zu "Quadragesimo anno": 

"Papst Pius XI. weist in diesem Zusammenhang, ohne das Land 
ausdrücklich zu nennen, auf Italien und das :faschistische Gesell­
schaftssystem hin." 11 

Und es war der Dominikanerpater W e I t Y , der in der Rück­
schau auf diese Zeit 1953 schrieb: 

"Der Faschismus hat sich" (,,im Gegensatz zu Bolschewismus und 
Nationalismus") "am meisten vor den Auswüchsen totalitärer Ge-
walt zu hüten gewußt." . 

über den autoritären Staat aber verkündete derselbe Reprä­
sentant des heutigen politischen Klerikalismus: 

"Der autoritäre Staat (Spanien, Portugal. G . W.) anerkennt und 
achtet höhere Gewalt und höhere Rechte über sich, deren Freiheit 
bzw. Geltung er verbürgt (Gewalt und Recht Gottes, der Kirche, 
Volksgemeinschaft). Weil und insofern er das tut, ist er nicht totali­
tär ... "12 

Die Propagierung der berufsständischen Ordnung und die 
Hinwendung der Ideologen des Klerikalismus zu reaktionären 
nationalistischen Strömungen trugen in den zwanziger und 
dreißiger Jahren maßgeblich zur Herausbildung autoritärer 
Systeme in zahlreichen Staaten Europas bei. Allerdings kam es 
zumeist nur in solchen Staaten zu derartigen autoritären Sy­
stemen, die ihrer sozialökonomischen Basis nach noch als halb­
feudale Staaten zu betrachten waren - also Staaten, in denen 
es kaum eine entwickelte Arbeiterklasse gab, ganz zu schwei­
gen von einer organisierten Arbeiterbewegung. Eine gewisse 
Ausnahme machte Italien, obwohl natürlich auch der Süden 
Italiens (bis heute) als im wesentlichen "feudalistisches" Ge­
bilde zu betrachten ist. Eine weitere Besonderheit jener autori­
tären Systeme bestand darin, daß der Klerikalismus im all­
gemeinen noch mit dem politischen Katholizismus identisch 
war. 

Solche Entwicklungen ergaben sich außer in Italien in der 
Folgezeit In Österreich, in Polen, in Spanien, in Portugal und 
in Ungarn. Besonders ausgeprägt war dit~se Entwicklung in 
Österreich, weshalb der sogenannte Austrofaschismus von 
Doll fuß in eindeutiger Weise als Klerikalfaschismus zu de­
finieren ist. Offenbar waren sich über diese Tatsache unmittel­
bar nach dem Kriege sogar die reaktionärsten Kräfte in der 
katholischen Kirche im klaren, denn in dem ausgesprochen 
monarchistischen "Neuen Abendland'4 wurde geschrieben: 

"Schließlich braucht die berufsständische Ordnung ihres Namens 
sich nicht zu schämen - und das selbst nicht einmal in österreich, 

11 Gustav Gundlach SJ, "Die Kirche zur heutigen Wirtschafts_ und 
Gesellschaftsnot", BerUn 1949 (Neuauflage), S. 42 

1"2 Eberhard Welty, "Herders Sozialkatechismus'\ II. Bd., Freiburg 
i. B. 1953, S. 247 bzw. S . 252 

9 



wo bekanntlich der berufsständische Gedanke von der Gladbacher 
Richtung ... im Sinne des faschistischen Ständestaats mißbraucht 
worden ist." 13 

Den Ideologen des Klerikalismus und den reaktionären Poli­
tikern in jener Zeit war natürlich klar, daß sie noch keine ent­
scheidende Tat für die Sicherung der bürgerlidlen Ordnung 
und aller anderen reaktionärer Systeme geleistet hatten, wenn 
es ihnen nicht gelang, in jenen Staaten Fuß zu fassen, die eine 
hochentvlickelte Industrie hatten, die also die eigentlich .füh­
renden kapitalistischen Staaten waren. Daher konzentner~e 
sich die Aufmerksamkeit des Klerikalismus gerade auch 10 

jener Zeit in immer stärkerem Maße auf Deutschland. 
Auch in Deutschland hatten sich schon in der Mitte der zwan­

ziger Jahre im Milieu des politischen Katholizismus Tendenzen 
herausgebildet, die autoritäre Züge zeigten (Orienti~run~ auf 
den Ständestaat!). Im ideologischen Bereidl muß hIerbeI der 
Name von Othmar S pan n genannt werden, im Bereich der 
praktischen Politik der Name von Konrad Ade n aue r. -Es 
war der linksbürgerliche badische Staatspräsident Professor 
Dr. Dr. Willy Hell p ach, der 1926 (im Hinblick auf eine ge­
scheiterte Kandidatur Adenauers als deutsdler Reidlskanzler) 
schrieb: 

Adenauer wäre die Fortsetzung der direkten Demokratie ge­
wesen, ja, vermutlich ihre Steigerun~, d~ es i~t .anzune~m.en, daß 
der Oberbürgermeister von Köln die re1c?spolitische MisslOn d~ 
nichtparlamentarischen Staatsmannes mIt starkem Bewußtsem 
ihrer Besonderheit und ihrer Tradition auf sich genommen und 
durchgeführt hätte ... " M 

Diese Tendenzen kamen damals freilidl nicht zum Zuge. 
Auch der offen für den Faschismus votierenden Strömung in­
nerhalb der Zentrumspartei unter Führung des späteren Reichs­
kanzlers vo n . P a p engelang es nicht, die Ziele z~ errei­
chen, die ihm der Kledkalismus und das Monopolkapital ge­
stellt hatten. Daher setzten beide ihre Hoffnung auf den so­
genannten Nationalsozialismus. 

Soviel zur allgemeinen Charalderistik der Situation Ende der 
zwanziger Anfang der dreißiger Jahre. Es sei nun der Versuch 
gestattet, ~n Hand von Quellenmaterial bürge:licher Hist?rik~r 
die Einzelheiten der Liquidierung der christlIchen Parteien tn 
Italien in Deutschland und in österreich in jener Zeit zu er­
örtern,' Diese Darstellung wird zeigen, daß schon damals die 
christliche Demokratie" - selbst in solchen organisatori schen 

Formen die als ausgesprochen sozial-demagogisdl betrachtet 
werden 'müssen - den Interessen der politisch-gesellschaftlid1en 
Reaktion und des Klerikalismus geopfert wurde, wenn das Er­
l'eichen der übergeordneten politischen Ziele dies erforderlich 
machte. 

13 "Neues Abendland", Augsburg, 11/47 
H Zitiert nach "Politisches Jahrbuch 1926", Mönchen-Gladbach 1927, 

S.64 
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Der Prozeß der Unterordnung christlicher Parteien unter die 
Pläne des Klerikalismus und die Herausarbeitung einer Koali­
tion zwischen Klerikalismus und Faschismus ist am genauesten 
in Italien zu beobachten, also in jenem Staat, in dem der Fa­
sdlismus zuerst die Macht erobern und ein autoritäres H err­
schaftssystem entfalten konnte. Die Untersuchung der italie­
nischen Verhältn isse in den zwanziger Jahren unter diesem 
Aspekt ist auch aus einigen anderen Gründen außerordentlich 
instruktiv, da Italien eines der wichtigsten katholischen Länder 
ist, da sich auf seinem Territorium der Vatikan befindet, da 
hier das Verhältnis von Nationalismus und Liberalismus einer­
seits und von Nationalismus und Klerikalismus andererseits 
sozusagen in Reinkultur zu studieren ist. 

Wie in Frankreich, war auch in Italien bis zum Anfang des 
20. Jahrhunderts ein starker laizistischer Staat vorhanden, der 
von der katholischen Kirche im Grunde nicht anerkannt wurde, 
derp. die Katholiken ihre Unterstützung verweigern sollten. 
"Eine Generation lang nach der Einigung Italiens und dem 
Ende der päpstlichen Staaten verblieben die HauptkräIte der 
Katholiken Italiens unter der direkten Autorität der Kirdle, 
und zwar bis 1904 durch die Kongreßbewegung und dann nach 
einem kurzen Interregnum durch das, was jetzt Katholische 
Aktion genannt wurde. Im Prinzip bestand ihre Hauptsorge in 
der Frage der weltlichen Gewalt, und ein förmlicher Bann . .. 
wurde von einigen Päpsten hintereinander auf die Beteiligung 
der Katholiken an der nationalen italien~schen Politik gelegt."1.5 

Während die konservativen Katholiken auf diesen Positio­
nen beharrten, entstanden zu Beginn unseres Jahrhunderts, zu­
mal in Venetien, christlich-demokratische Strömungen, von 
denen die eine (unter Führung von F, Me d a) eine Koalition 
mit den liberalen Kräften anstrebte, während eine andere, 
unter Führung von R. Mur r i, ihre "christlich-demokrati­
schen" Tendenzen sehr stark mit theokratischen Auffassungen 
und mit dem Streben nach einer korporativen Gestaltung der 
Gesellschaft verband. Das Programm der letzteren Gruppe, der 
sogenannten "Jungen Christlichen Demokraten", wurde 1899 in 
Turin veröffentlicht. Im Punkt 1 dieses Programms hieß es: 

"Wir verlangen die schrittweise Organisation der Gesellschaft in 
korporative Verbände für jeden Berufsstand, autonom, umfassend, 
gesetzlich."16 

So sehr Murri mit diesen Auffassungen Tendenzen der vati­
kanischen Politik und der katholischen Gesellschaftslehre der 
dreißiger Jahre vorwegnahm, so sehr wurden diese Auffassun­
gen um 1900 als "modernistisch" betrachtet und führten zu An­
fang unseres Jahrhunderts zu seiner Exkommunikation. 

15 Michael P. Fogarty, "Christliche Demokratie in Westeuropa 1820 
bis 1953", Basel, Freiburg, Wien 1959, S. 386 

16 Dieses und die folgenden Zitate nach: ebenda, S,372fl'. 
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Einer der Freunde und Mitarbeiter Murris war der bekannte 
sizilianische Geistliche Don Luigi S t u r z 0 , der die 1904, 1909 
und 1913 aus "rein diplomatischen Motiven" lockerer gewor­
dene Haltung des Vatikans ausnutzen konnte, um nach dem 
Aufbau einer "akonfessionellen, sozial fortschrittlichen Partei 
christlicher Inspiration" zu streben. Ihm gelang es auch, die mit 
dem Liberalismus verbundene Strömung Medas, die durch den 
sogenannten .. Gentiloni-Pakt" (ein Wahlbündnis von Katho­
liken und Liberalen) im Jahre 1913 eine wachsende Bedeutung 
erreicht hatte, in seine Pläne einzubeziehen. 

1918 wurde die "Italienische Volkspartei" von Don Sturzo ge­
gründet, nachdem Papst Ben e d i k t XV. durch den Verlauf 
der geschichtlichen Entwicklung gezwungen worden war, die 
Bildung von christlichen Gewerkschaften und ähnlichen Orga­
nisationen aus der kirchlichen Kontrolle zu befreien, und nach­
dem die katholischen Liberalen, mit Meda an der Spitze, der 
Gründung dieser Partei zugestimmt hatten. 1921 schlossen sich 
auch die Führer der christlichen Gewerkschaften und Genos­
senschaften der Italienischen Volkspartei (PPI) an, unter ihnen 
Achille G r a n d i und der spätere (bis 1962 amtierende) italie­
nische Staatspräsident Giovanni G r 0 n chi. Bei den Wahlen 
von 1919 erhielt diese Partei 100 Sitze. 

"Die Volkspartei war ... föderalistisch und stark interessiert 
an der Gemeindeverwaltung und der regionalen Dezentrali­
sation ... Wie die Sozialisten trat sie für soziale Sicherheit ein, 
für eine nationale Investierungspolitik und die Ehrenrettung 
der unterdrückten Gebiete Italiens." Auf dem 1. Parteikongreß 
dieser Partei führte Sturzo aus, 
"es sei gefährlich, die Kirche in die Fehler und Vorurteile der Po­
litik zu verwickeln, es sei auch gefährlich, den Katholizismus 
oder die Verteidigung der kirchlichen Anliegen zur Grundlage der 
Unterscheidung der Partei zu machen, denn das würde der Partei 
Katholiken zuführen, von denen man nicht annehmen könne, daß 
sie das sozial-wirtschaftliche oder demokratische Programm, das 
doch tatsächlich wesentliches Merkmal der PPI sei, akzeptieren 
würden .. . u 

Es war offensichtlich, daß die programmatische und prak­
tische Linie dieser Partei vor ihrer Bewährungsprobe stand, als 
sich der Faschismus in Italien immer weiter ausbreitete. 

,,1924, als der Faschismus vor seinem Endsieg stand, kam die Ge­
legenheit für eine Verständigung zwischen PPI und Sozialisten. 
Aber hier schritt der Vatikan ein. Die kirchlichen Stellen hatten 
keine direkte Macht mehr, sich unmittelbar in die PP! einzumischen. 
Aber sie hatten noch beträchtlichen Einfluß . .. Die kirchlichen 
Stellen waren weniger an der christlichen Demokratie interessiert 
und waren sich der Gefahren des Rechtstotalitarismus nicht so be­
wußt wie später." 

Diese Formulierungen des Engländers Fog art y sind sehr 
vorsichtig. Das Urteil des bekannten italienischen Historikers 
S. Ja c i n i , der selbst ein Führer der PPI war, ist wesentlich 
härter. In seinem 1951 erschienenen Buch über die "Geschichte 
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der Italienischen Volkspartei" schreibt Jacini über Papst 
Pius XI., der 1922 Papst Benedikt XV. gefolgt war: 

,,:!?er neue Papst war, das dar! man nicht vergessen, von Haus aus 
typIscher Lombarde und Konservativer. Als Lombarde hatte er in 
seiner Jugend den bedauerlichen Konflikt zwischen intransigenten 
und liberalen Katholiken in Mailand erlebt und kam so dazu, vor 
allem Aussöhnung, politiSche und gesetzliche mit dem Staat zu er­
str~ben; ei.ne direkte .. Er~euerung der FübltIDgnahme, in der die 
EXIStenz emer selbstandigen katholischen Partei unter gewissen 
Umständen helfen, aber auch hinderlich sein konnte. Als Konser­
,:ativer konnte er nie ein gewisses Mißtrauen gegenüber der christ­
lich~n Demo~ratie, deren konkreter politischer Ausdruck die PPI 
auf Ihre W~se war, verhehlen. Zu diesem Vorurteil kam ein ge­
radezu phYSIScher Horror vor dem Bolschewismus . . . und daher 
eine instinktive Sympathie für jene Kr:äfte wie sie auch immer 
sein mochten, die sich dem Bolschewismus am energischsten und 
tatkräftigsten zu widersetzen schienen. All dies ... mag erklären, 
daß Pius XI. im ersten Teil seines Pontifikats den Ansichten derer 
ein Ohr lieh, die in dem aufgehenden Stern des Faschismus vor 
allem die Niederlage des traditionellen Liberalismus sahen' und 
daß er die Elemente in der Kirche unterstützte die der sich ent­
wi~elnden Di~datur nicht feindlich gegenübe:standen, und die 
kleme Gruppe m der PPI, die sich ihr am wenigsten widersetzte." 17 

Nachdem Fogarty diese Ausfühnmgen Jacinis zitiert hat, 
hebt er noch einmal klarer hervor: 

"Es wurde trotz der faschistischen Drohung mehr als einmal klar­
gemacht, daß vom Standpunkt der Kirche aus die PPI verbraucht 
war. Und in dem Augenblick, als eine Verständigung mit den So­
zialisten möglich schien, schritt die Kirche förmlich dagegen ein. U 18 

Am 16. Januar 1926 wurde die Italienische Volkspartei prak­
tiscl1 liquidiert, als ihre parlamentarische Gruppe, in der De­
putiertenkammer von den Faschisten geschlagen' und, ganz 
wörtlich , hinausgeworfen wurde".19 Der Gründer dieser Partei, 
Don Sturzo, befand sich zu diesem Zeitpunkt schon im Exil und 
bekämpfte das faschistische italienische System aus dem Aus­
land. Andere Führer der PPI dagegen versöhnten sich mit dem 
Faschismus, darunter G.Gronchi, der eine Zeitlang sogar Staats­
sekretär im ersten Kabinett Mussolinis war. Tambroni, 
der im Jahre 1960 durch sein Bündnis mit den Neofaschisten 
von sich reden machte, schrieb an Mussolini einen Ergeben­
heitsbrief, und Fan fan i wal' an der Ausarbeitung des fa­
schistischen Korporationssystems beteiligt.20 

Aus diesen Darlegungen, die im wesentlichen den Quellen­
studien des englischen Historikers der "christlichen Demokra­
tie" in Westeuropa, Fogarty, und zeitgenÖSSischen Pressestim-

17 Jacini, "Storia del Partito popolare Italiano", 1951, S.1l5f. 
18 a. a. 0., S. 376 
i!I ebenda 
:!O Nach mündlichen Mitteilungen des linkskatholischen italienischen 

Publizisten Umberto Zappulli 
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men 2l folgen, geht hervor, daß der Vatikan in zweierlei Hin­
sicht in die Politik der PPI intervenierte: Sie durfte keine Ein­
heitsfront mit den Sozialisten gegen den italienischen Faschis­
mus bilden, und die Partei wurde als "verbraucht" angesehen 
und zur Liquidation freigegeben, als sie sich im ganzen wei­
gerte, den profaschistischen Tendenzen im Vatikan zu folgen. 22 

Dieser Sachverhalt wird auch von anderen Historikern be­
stätigt. In einem 1932 erschienenen Sammelband "Demokratie 
und Partei" betonte ein Verehrer des faschistischen Systems 
wie Prof. Dr. Wolfango Ludovico S te in, ein wichtiger Gegen­
spieler des Faschismus in Italien sei die Katholische Volkspar­
tei gewesen, "die - weit stärker als etwa das deutsche Zentrum 
- in der demokratisch-parlamentarischen Gedankenwelt Wur­
zel gefaßt hatte. Eine Auseinandersetzung mit den Popolari 
war daher auf die Dauer unverrneidlich".23 Zum Anlaß diesel' 
Auseinandersetzungen nahm Mussolini eine Plattform, die das 
sogenannte Proporz-System verdrängen sollte. "Das neue Wahl­
gesetz bestimmte ... , daß der Liste, die die stärkste Stimmen­
zahl auf sich vereinigte, zwei Drittel der Mandate zufallen soll­
ten, während sich in das dritte Drittel . .. die übrigen Parteien 
proportional ihrer Stärke teilen durften."2-~ Das war mit ande­
ren Worten das italienische "Ermächtigungsgesetz". 

Nachdem dieses Gesetz von der italienischen ~ammer ange­
nommen worden war, allerdings bei Stimmenthaltung von 79 
Mitgliedern der PPI , trat der antifaschistische Führer der "Po­
polari", Don Sturzo - "ein süditalienischer Priester, der ja als 
Verbannter in Paris lebt - ... "25, zurück. Stein fügt dieser 
Feststellung eine aufschlußreiche Ergänzung hinzu : "Möglicher­
weise (trat Don Sturzo zurück. G. W.) auf einen Druck des Vati­
kan s hin, der vom Faschismus offenbar viel erwartete und sich 
- wie der Lateran-Pakt beweist - in dieser Erwartung nicht 
getäuscht hat. Die Preisgabe Don Sturzos und der Popolari hat 
jedenfalls den Weg zum Frieden zwischen Staat und Kirche in 
Italien geebnet." 

21 vgl. etwa "Kölnische Volkszeitung" vom 9. Januar 1928 und "Ger­
mania" vom 3. Apri11928 sowie "Frankfurter Zeitung" vom 13. Ok­
tober 1927 

22 So hatte z. B. die "Kreuzzeitung" am 3. April 1928 in einem Auf­
satz "Faszismus und Vatikan" festgestellt : "Wenn man in der Ge­
schichte der Beziehungen zwischen den beiden Mächten seit Ok­
tober 1922 blättert, so findet man zahlreiche Äußerungen des 
Papstes und hoher kirchlicher Würdenträger, welche eine nahezu 
überraschende Sympathie des hohen Klerus für Mussolini aus­
drückten." 

23 "Demokratie und Partei", herausgegeben von Ridlard Rohden, 
Wien 1932, S. 268 f. 

2.~ Dieses und die folgenden Zitate: ebenda, S. 269 ff. 
z:; übrigens hat Don Sturzo seine Auffassungen zum Faschismus jn 

einem Buch "Italien und der Faszismus" niedergelegt, das in 
deutscher Sprache 1927 in Köln erschien. Vgl. "Kreuzzeitung" 
vom 23. Dezember 1927. 
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Die "Wahlen" vom 6. April 1924, die den Wahlen in Hitler­
Deutschland im März 1933 entsprachen, hatten zum Ergebnis, 
daß die faschistische Gruppe zwei Drittel der Abgeordneten 
der Kammer umfaßte, "womit ein bedeutsamer Scl1ritt auf dem 
Wege zum Einparteiensystem vollzogen war". Stein kommen­
tiert diese Tatsache wie folgt: "Der Partito Popolari schaltete 
sich jedenfalls als Gegenspieler um so mehr aus, als Mussolini 
und der Vatikan ... einander immer näher kamen." 

Bis zum 16. Januar 1926, dem schon erwähnten Tag der Liqui­
dierung der Fraktion der PPI, führte diese Partei unter den 
Bedingungen des Bündnisses von Vatikan und Mussolini nur 
noch ein Schattendasein. Ein so aufmerksamer protestantischer 
Beobachter der zeitgesdlichtlichen Entwicklung wie Leonhard 
Rag a z schrieb dazu in den von ihm herausgegebenen "Neuen 
Wegen" im Jahre 1926: 

"Er (der italienische Faschismus. G. W.) entspricht gewissen Lo­
sungen Nietzsches, welchen Mussolini tief verehrt. Nietzsche ist ja, 
wie man weiß, der große Antidemokrat; . .. an Stelle der demo­
kratischen Gleichheit will er eine Hierarchie der Werte und der 
Stände, eine aristokratische Kastengliederung der Gesellschaft 
setzen. Von Hierarchie redet darum auch der Faschismus nicht um­
sonst so viel. 

Wenn wir aber von Hierarchie reden, so befinden wir uns in der 
katholischen Kirche, und in der Tat sehen wir ja, wie der Faschis­
mus mit der römischen Kirche in Verbindung tritt, ihr huldigt, ihr 
Vorteile einräumt und von ihr dafür einen Guß Weihwasser emp­
fängt. Auch die römische Kirche erscheint als ein autokratisches 
und autoritäres Prinzip. Sie ist für die Ideologie des Fasdtismus 
die Fortsetzung jener römischen Welt mit ihrer Ordnung und Dis­
ziplin, ihrer festen, aristokratischen und imperativen Form, deren 
Erbe der Faschismus seinerseits und auf seine Art antreten möchte. 
Das Rom des Cäsar und das des Petru.s schmilzt in dem phantasti­
schen Traum des Faschismus zum Rom Mussolinis zusammen. 

Wir sehen, daß es nicht Religion ist, was Mussollni zu Pius dem 
Elften, den Faschismus zum Katholizismus zieht: Wie Charles Maur­
ras und Leon Daudet, seine Geistesverwandten von der Action 
Fran9aise (die ihm freilich a ls Denker weit überlegen sind), ver­
bindet Mussolini Atheismus und Romanismus. Denn er selbst ist 
durchaus ungläubig, mag er sich auch etwa religiös gebärden und 
religiöse Formen auf sich nehmen."26 

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangte auch Prof. Dr. Hermann 
Hell er, ein sozialdemokratischer Hochschullehrer an der 
Juristischen Fakultät der Berliner Universität, in seiner Schrift 
"Europa und der Fascismus": 

"In der praktischen Politik hat Mussolini mit dem Nationalismus 
auch diesen der Action Franc;aise nachgeahmten Als-Ob-Katholizis­
mus übernommen und ihn zur gegenwärtigofftziellenfaschistischen 
Haltung gemacht. Durchaus irrtümlich wäre aber die Meinung, 
welche diese Anlehnung der fascistischen Diktatur an den Katho­
lizismus allein aus der augenblicklichen italienischen Machtlage er­
klären wollte. Der politische Einfluß des Vatikans auf das italle-

:!(I "Neue WegeI', Jahrgang 1926, S. 77f. 
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nische Volk sowie die Religiosität des letzteren werden im Ausland 
meist überschätzt. Schon Macchiavelli bemerkte, daß diejenigen 
Völker am wenigsten Religion haben, die der römischen Kirche, 
dem Haupt unseres Glaubens, am nächsten sind (Discorsi I, 12). 
Daß der liberale italienische Staat sich stark genug erwies, ohne 
irgend welche Zugeständnisse an den Vatikan auszukommen, und 
daß der integrale, totalitäre Staat der fascistischen Diktatur sich 
zum Lateranpakt vom 11. Februar 1929 verstehen mußte, liegt in 
der Ideenlosigkeit des Fascismus und in den strukturellen Not­
wendigkeiten der Diktatur begründet." 27 

Wenn sich der Vatikan in jener Zeit mit dem Faschismus ein­
ließ, so spielten offenbar vor allem zwei Gründe die wichtigste 
Rolle: einmal die Verbundenheit der konservativen Kräfte in 
der katholischen Kirche mit dem Faschismus im Kampf gegen 
den Sozialismus, insbesondere gegen die kommunistischen Par­
teien und gegen die Sowjetunion. Der andere Hauptgrund war 
der, daß der Vatikan hoffte, mit Hilfe Mussolinis die sogenannte 
"Römische Frage" zu lösen. 

Die "Römische Frage" bestand darin, daß im Jahre 1860 im 
Prozeß der italienischen Einigung dem Papsttum der größte 
Teil des Kirchenstaates, nämlich die Romagna, Umbrien und 
die sogenannten Marken, "enteignet" worden waren. Dem Papst 
wurde damals lediglich die Stadt Rom mit ihrer Umgebung als 
Besitz gelassen. Als im Jahre 1870 das Königreich Italien ge­
gründet worden war, wurde auch Rom in den italienischen Ein­
heitsstaat eingegliedert. Mit einem Gesetz vom 13. Mai 1871 
wurde dem Papst "die Heiligkeit und Unverletzlichkeit seiner 
Person ... und die Exterritorialität seiner Residenzen, des Vati­
kans, des Laterans und des Landbesitzes eastel Gandolfo"28 zu­
gesprochen. Diese "Römische Frage<! war in der Folgezeit ein 
Gegenstand heftigster innenpolitischer Konflikte (und im üb­
rigen die vatikanische Begründung für die zu Beginn dieses 
Abschnitts erwähnte Mahnung an die italienischen Katholiken, 
sich nicht an der nationalen Politik in Italien zu beteiligen). 

Aber auch auf diplomatischer Ebene und durch Kundgebun­
gen des Weltkatholizismus kam es immer wieder zu teilweise 
sehr scharfen Stellungnahmen ZUr "Römischen Frage". In be­
sonderer Weise hat sich dabei der deutsche Katholizismus her­
vorgetan. So nahm die Generalversammlung der Katholiken 
Deutschlands zu Dortmund vom 3. bis 6. September 1927 eine 
Resolution an, in der es hieß: 

"Wie die deutschen Katholiken seit 1870 unentwegt für die Un­
abhängigkeit des Papstes eingetreten sind, fordern sie auch heute, 
daß das Oberste Hirtenamt der Kirche keiner menschlichen Gewalt, 
keinen menschlichen Gesetzen untertan sei oder untertan erscheine. 

r. Hermann Heller, "Europa und der Fascismus", Berlin-Leipzig 
1931, S. 60. - HeUer hat übrigens mehrfach gegen den Faschismus 
scharf Stellung genommen, vgl. z. B. "Der Abend" vom 17. No­
vember 1930. 

2l'I vgl. u. a. Karl Bachem, .. Vorgeschichte, Geschichte und Politik 
der deutschen Zentrumspartei", Köln 1952, IX. Band, S. 1 ff. 
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Zur Erneuerung dieser alten Forderung bedient sich die General­
versammlung der Worte, welche auf der 43. Generalversammlung 
zu Dortmund 1896 der verewigte Führer Lieber gesprochen hat: 
,Weil wir die Freiheit der Kirche wollen, weil wir die Freiheit un­
serer Kirche fordern darum im letzten Grunde wollen und fordern 
wir die Freiheit uruieres Oberhauptes, die volle weltliche Unab­
hängigkeit des römischen Stuhles.' Besonders zeitgemäß ers~eint 
heute auch jenes zweite Wort Liebers: ,Wie die Kirche, Wle der 
Papst den Völkern die Freiheit dadurch gab, daß er ihnen die Ge­
sittung gebracht hat, ebenso wird die bedrohte Gesittung und die 
in der bedrohten Gesittung bedrohte Freiheit der europäischen Völ­
ker nur neu gefestigt und gesichert werden können durch die freie 
Kirche, an ihrer Spitze den freien und unabhängigen Papst.· .. 29 

Auch Mussolini sah sich der "Römischen Frage" konfrontiert, 
und im Kampf gegen die von ihm so gehaßte Katholische Volks­
partei benutzte er sie als Druck- und Kompensationsmittel . 
gegenüber dem Vatikan. So mußte denn auch Stein in seiner 
Arbeit schreiben : 

"Als die diplomatische Glanzleistung des Faschism.us, die auch im 
Ausland die größte Bewunderung erregt hat, darf mdes wohl der 
Lateranpakt vom 11. Februar 1929 gelten, der den mehr als fünfzig­
jährigen Konflikt zwischen Quirinal und Vatik~, zwischen St~at 
und Kirche in Italien beendete, soweit dies die rucht nur konfeSSIO­
nelle sondern von jeher auch politische Eigenschaft der römischen 
Kirche überhaupt zuläßt. Wenn Mussolini die Lös~gder Römisdlen 
Frage ins Auge faßte, so geschah das offenba: .flIcht n~r aus der 

..napoleonischen Erwägung heraus, sich den politischen ~infiuß d~r 
Kirche nutzbar zu machen. Was ihn dabei leitete, war VIelmehr die 
Einsicht daß vom italienischen Standpunkt aus die Kirche italie­
nisdl ist, d. h. , daß die italienischen Katholiken eben Italiener 
sind." 00 

Im Grunde bestanden diese sogenannten "Lateranverträge" 
lediglich im Abschluß eines Konkordats über die Regelung der 
Verhältnisse zwischen Kirche und Staat in Italien sowie aus 
einer Regelung der Stellung des Papstes in Rom und in einer 
finanziellen übereinkunft. Der Austausch der Ratifikationsur­
kunden der am 11 . Februar 1929 unterschriebenen Lateranver­
träge erfolgte am 7. Juni 1929 durch Mussolini und Kardinal­
staatssekretär Gas par r i. I 

Daß der Vatikan nicht einmal seine kirchenpolitische Inten­
tionen die er mit dem Abschluß dieser Verträge erstrebt hatte, 
erreichen konnte daß er letzten Endes nur das faschistische 
System in Italie~ stärkte, liegt auf ·der Hand. Selbst L. Stein 
kam in der Glorifizierung dieser Verträge zu der Festste llung, 
daß es dem Duce" der ja der Kirche durchaus opportunistisch 
gegenübers~nd, ke'inen Moment in den Sinn gekommen sei, 

der Kurie zu gestatten, in die Herzen der italienischen Jugend ein 
Element einzulühren, das nicht auf die Italianität des Geistes und 
der Seele beschränkt sondern katholisch im politischen Sinne des 
Wortes, d. h. allgemein ist. Der Vatikan hingegen dachte sidl die 

2:9 ebenda, S.54t. 
30 a. a. 0., S. 279 f. 
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weitere Entwicklung offenbar so, daß er - unter dem Schutz des 
Lateranvertrages - die Erziehung der italienischen Jugend in sei­
nem, d. h. nicht in einem speziell italienischen Sinne, werde in die 
Hand nehmen können. So tut sich bier das gleiche Dilemma auf, 
das bereits die Haltung des Faschismus gegenüber den Popolari be­
stimmt hatte. Es ergab sich die Gefahr der ,Einflußnahme einer 
auswärtigen Macht auf die inneren Angelegenheiten Italiens'. Und 
eine solche Einflußnahme sollte und konnte der Faschismus nicht 
dulden, weil er darin - historisch ganz mit Recht - ein politisches 
Element erkannte." 31 

Zu ähnlichen Ergebnissen mußte Karl B a c h e m, der Histo­
riker der Deutsche n Zentrumspartei, gelangen, der zunächst den 
Vatikan gegen skeptische Einwürfe bezüglich der Zweckmäßig­
keit der Lateranverträge verteidigt : 

"Man kann gewiß sagen, daß diese Verständigung dem Papste 
nur ein Mindestmaß von dem gewährt hat, was er zur Behauptung 
seiner äußeren Würde sowie seiner unbedingten Unabhängigkeit 
von jeglicher weltlicher Beeinflussung bei Regierung der Kirche 
verlangen mußte. Doch von seiten der deutschen Katholiken ist 
immer betont worden, daß der Papst allein zu bestimmen habe, mit 
welchem Maße von Zugeständnissen er sich zufriedengeben könne. 
Nachdem der Papst seine Entscheidung getroffen hat, ist es jetzt 
die Sache aller Katholiken, dieser Entscheidung einfach beizutreten. 
Man kann auch fragen, ob auf dieser Grundlage nicht schon früher 
eine Verständigung hätte gefunden werden können, wenn der 
Papst bereit gewesen wä re, auf diesen Boden zu treten, und ob es 
nicht für beide Teile ersprießlicher gewesen wäre, wenn dieser Aus­
gleich früher Platz gegriffen hätte. Aber es i st dann auch wohl zu 
bedenken, daß, wenn diese Lösung der besonderen Römischen Frage 
schon früher hätte gefunden werden können, dann doch wahrschein­
lich ein Konkordat, wie es jetzt gleichzeitig abgeschlossen wurde, 
noch nicht zu erreichen gewesen wäre. Jetzt stützt das Konkordat 
die Lösung der territorialen Römischen Frage und eröffnet die Aus­
sicht, daß der Charakter des italienischen Volkes als einer christ­
lichen Nation erhalten bleibt, damit also auch dauernd der Stellung 
des Papstes in Rom zur Grundlage dient. Artikel 1 des das Konkor­
dat enthaltenden Lateranvertrages sagt: ,Italien erkennt an und 
bestätigt aufs neue den durch Artikel 1 der Verfassung des König­
reiches vom 4. März 1848 geheiligten Grundsatz, wonach die katho­
lische, apostOlische und römische Religion die einzige Staatsreligion 
ist.' "32 

Dann hatte sich Bachern f reilich über die wahren Gründe zu 
äußern, die Mussolini zum Abschluß dieser Verträge bewogen 
hatten : 

"Mussolini hat ... die Versöhnung nicht getätigt aus religiösen 
Motiven ... , sondern aus nationalpolitischen Gesichtspunkten her­
aus, zum Ruhm und zur größeren Erhöhung des von ihm geleiteten 
faschistischen Italien. Wie er als der schärfste Gegner der inter­
nationalen Freimaurerei und des in ternationalen Sozialismus auf­
tritt, so ist seine Politik rein nationalistisch eingestellt. "Xl 

31 ebenda, S. 80 
32 a . a . 0., S.58f. 
33 ebenda, S. 59 
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Schließlich mußte Bachern den Ausbruch von Schwierigkei­
ten und Auseinandersetzungen in der Verwirklichung der La­
teranverträge ankündigen. In diesem Zusammenhang schrieb 
er: 

"Nachdem Mussolini bereits früher den partito popolare, die ita­
lienische Volkspartei, die Partei der überzeugten Katholiken, völlig 
zerschlagen hatte, ist er gar dazu übergegangen, auch alle katho­
lischen" Jugendorganisationen zu unterdrücken. Kein Geist soll im 
ganzen Staate zur Geltung kommen als der Geist des Faschis­
mus!"Y. 

Mehr Worte fand der Historiker der Deutschen Zentrums­
partei, der Bruderpartei der PPI, nicht für diese Liquidierung 
der "Partei der überzeugten Katholiken" in Italien! Im Gegen­
teil, er schrieb, "alle diese Dinge (nämlich die Schwierigkeiten 
und Auseinandersetzungen um den Lateranvertrag und offen­
bar auch d ie Beseitigung der pp!. G. W.) seien erträglich, wenn 
die Tatsache bleibt, daß auch für das öffentliche Leben Italiens 
die freie religiöse Wirksamkeit der l.;:atholischen Kirche grund­
sätzlich anerkannt ist".35 Diese beschämende Feststellung stützte 
Bachern auf ein Zitat von Nuntius Pacelli, dem späteren Papst 
Pius XII. 

Hierzu kann man nur die Frage stellen, ob der Historiker der 
Zentrumspartei in diese n Darlegungen, die 1932 im Druck er­
schienen, schon geahnt hat, daß ein Jahr später die Deutsche 
Zentrumspartei, die Partei der überzeugten Katholiken in 
Deutschland, ein ähnliches historisches Schicksal wie die PPI36 
erleiden würde, ein Schicksal, das ähnliche Ursachen wie das 
der PPI hatte. 

~'t ebenda 
l5 ebenda, S. 60 
:),; Die politisch-ideologische Position der "Volkspartei" hat Alfred 

Kurella in seinem 1931 geschriebenen Italienbuch "Kennst du das 
Land ... " wie fOlgt beschrieben: 
"Unter den ländlichen Massen, besonders bei den Kleinbauern 
und Klei.npächtern, setzte sich die neugegründete katholische 
Volkspartei (Popolari) fest. Da die Sozialisten aus doktrinärer 
Starrheit heraus sich. wenig um diese Schichten der Bevölkerung 
kümmerten, ja sie sogar von sich stießen, hatte die katholische 
Organisation leichtes Spiel. Ihr linker Flügel kam dem primiti­
ven, revoluLionären Drang der Massen weit entgegen, wobei er 
es gleichzeitig verstand, ihren Wünschen die revolutionäre Spitze 
abzubrechen. Charakteristisch für diese Bewegung ist ein Lied, 
das die katholischen Führer nach der Melodie des revolutionären, 
sozialistischen Volksliedes ,Bandiera rossa' singen ließen: ,Avan­
ti 0 popolo! Con fede franca, Bandiera bianca, bandiera bianca.' 
,Vorwärts 0 Volk! Mit frischem Glauben, die weiße Fahne, die 
weiße Fahne.' Eine andere Strophe desselben Liedes lautete: 
,Vogliamo le fabricche, vogliamo la terra, Ma senza guerra, ma 
senza guerra.' ,Wir wollen die Fabriken, wir wollen das Land, 
aber ohne Krieg, aber ohne Krieg.' In dieser Strophe tritt der 
Klassenwiderspruch innerhalb dieser Bewegung deutlich zutage: 
Die erste Zeile enthält die revolutionären Wünsche der Massen, in 
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IV 
Man braucht sich daher eigentlich nicht zu wundern, daß der 

bundesrepublikanische Erbe des immerhin noch subjektiv ehr­
lichen, positivistischen Bachern, der Münchner Historiker Karl 
B u c h h e im. in seiner "Geschichte der christlichen Parteien 
in DeutschlandU im Grunde über dieses peinliche Schicksal des 
Zentrums ebenso nonchalant hinwegging wie Bachern über das 
Schicksal der PP!: 

der zweiten Zeile aber, die den Bürgerkrieg verwirft, hoben die 
katholischen Priester und Advokaten, die an der Spitze der Be­
wegung standen, warnend die Finger. Unter dem Gesang dieses 
Liedes, weiße und rote Fahnen mit dem Kreuz mit sich tragend, 
zogen in der Nachkriegszeit gewaltige Demonstrationen von Bau­
ern und Arbeitern durch die Städte und Dörfer Italiens. Und es 
blieb nicht bei Demonstrationen. 
Das Beispiel der russischen Revolution schwebt.,: über .dieser gan­
zen Bewegung. Die Kenntnisse von den Vorgangen m Rußland 
waren selbst in führenden Kreisen der Sozialistischen Partei und 
ihres linken Flügels mehr ais mangelhaft. Die Massen verstanden 
sie auf ihre einfache Weise, und der ,Bolschewismus' war ihr 
Ideal. Lenin war in jener Zeit geradezu italienischer Nationalhei­
liger. Man konnte sein Bild noch in den entferntesten Dörfern 
finden. überall sah man an den Mauern in Städten und Dörfern. 
mit kindlichen Schriftzügen das ,Wo Lenin' - ,Es lebe Lenio'. Es 
gab zahllose Volkslieder über ihn. Ich besinne mich auf ein sol­
ches Lied, dessen Melodie eher an einen Kirchengang als an ein 
Kampflied erinnerte und dessen Refrain mit den Worten endete: 
,Lenin wird kommen.'1< (Vgl. Neuauflage dieser Schrift, Berlin 
1962, S. 36 f .) 
Vgl. auch uGeschlchte der neuesten Zeit 1917-1939", Teil I, Berlin 
1961, S.205 bzw. 224f.: 
"Auf Initiative des Vatikans und unter seiner Führung wurde im 
Januar 1919 die katholische ,Volkspartei' (,Partito popolare') ge­
gründet. Ihre soziale Basis war die Großbauernschaft auf dem 
Lande und das Kleinbürgertum in der Stadt. Als Hauptaufgabe 
war der ,Volkspartei' die Spaltung der Arbeiterklasse und die 
Ablenkung der werktätigen Massen vom revolutionären Kampf 
gestellt. Um die Massen zu gewinnen, stellte die ,Volkspartei' ein 
demagogisches Programm auf, in dem von der Auf teilung des 
Gutsbesitzerlandes die Rede war und das eine BOdenreform und 
Sozialgesetzgebung versprach. Zur Zeit ihres ersten Parteitages, 
der Mitte 1919 in Bologna stattfand, zählte die ,Volkspartei' mehr 
als 55000 Mitglieder .. . 
Bei der Errichtung des totalitären Regimes wurden die Faschisten 
vom Vatikan aktiv unterstützt. Papst Pius XI. unterstützte die 
volksfeindlichen Handlungen der Regierung Mussolini. Die ka­
tholische Kirche verfügte über gewaltige Möglichkeiten der ideolo­
iischen und politischen Massenbeei..!Ulussung. Sie trat immer als 
aktive, reaktionäre Kralt in Erscheinung. Die Faschisten rechne­
ten darauf, ihren Einfluß im Kleinbürgertum und auch in be­
stimmten Teilen der Arbeiter und Bauern mit Hilfe der katholi­
schen Kirche zu verstärken. Im Februar 1929 schloß die Regierung 
Mussolini mit .dem Vatikan die Lateranverträge und ein Konkor­
dat ab. Mussolini und der Papst verpflichteten sich zur gegensei­
tigen Unterstützung und zum gemeinsamen Kampf gegen die de­
mokratische Bewegung im Lande. 
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"Wenn sich die christlichen Parteien (außer dem Zentrum sind 
damit die Bayrische Volkspartei und der evangelische ,Christlich­
Soziale Volksdienst' gemeint. G. W.) im Reichstag am 23. März be­
stimmen ließen, dieses Gesetz (gemeint ist das Ermächtigungs­
gesetz von 23. März 1933. G. W.) anzunehmen, so darf man nicht 
vergessen , daß ihnen Versprechungen gemacht wurden, die, wenn 
sie gehalten worden wären, wenigstens eine Milderung der ohnehin 
schon bestehenden Gewaltherrschaft bedeutet hätten ... "31 

Daß Hitler "die Parteien vernichtete", interessiert Buchheim 
also nur unter demselben Aspekt, der für Bachern bei der Be­
urteilung der Lateranverträge und der Vernichtung der PPI 
maßgebend waren. Eigentlich ist es erstaunlich, daß ein Histo­
riker im Jahre 1953 zu kaum anderen Ergebnissen kommt als 
der Beobachter der unmittelbaren Zeitereignisse, der mit der 
faschistischen Zensur zu rechnen hatte. In einem Aufsatz·.,Poli­
tischer Katholizismus und politische Kultur in Deutschland", 
der im Juni 1933 in der angesehenen katholischen Zeitschrift 
"Hochland" erschien, schrieb nämlich Dr. Ferdinand Mur alt: 

"In seiner Erklärung vom 23. März zum Ermächtigungsgesetz hat 
der damalige Zentrumsführer, Prälat Kaas, selbst die schweren Be­
denken erwähnt, die in der Fraktion erst überwunden werden muß­
ten, - was ja auf einen nicht unerheblichen inneren Kampf schlie­
ßen läßt. Für die Gesamthaltung des politischen Katholizismus in 
jenen Tagen dürfte dann auch nicht ein Motiv, sondern eine Reihe 
von Motiven den Ausschlag gegeben haben: der Wille, der Gefahr 
eines neuen ,Kulturkampfes', die im Falle des Widerstands des 
Zentrums drohen könnte, zu entgehen; das überwältigende Ausmaß 
des nationalsozialistischen Wahlsieges . .. ; die Befürchtung anar­
chischer Zustände bei einem Wiederauffiammen der Parteikämpfe 
USW."38 

Andererseits war es eben doch kein Zufall, daß Buchheim in 
der Analyse der Liquidierung der Zentrumspartei keinen Schritt 
weiter ging als die zeitgenössischen Beobachter und Apologeten, 
weil er dann Dinge hätte zutage fördern müssen, die für seine 
Konzeption und damit für die des politischen Klerikalismus 

Die ,Volkspartei', die Liberale Partei und die übrigen bürgerlichen 
Parteien lösten sich auf und kapitulierten vor dem Faschismus. 
Einige Führer der republikanischen und der sozialistischen (der 
maximalistischen und der r eformistischen) Partei zogen sich aus 
dem politischen Leben zurück:, andere emigrierten. Die refor­
mistischen Führer des Allgemeinen Gewerkschaftsbundes (d' Ara­
gona. rugola u. a.) gingen zu den Faschisten über und erklärten 
die ,Selbstauflösung' des Allgemeinen Gewerkschaftsbundes. Zu 
den Überläufern gehörten auch einige Führer der kleinbürgerli­
chen Parteien." 

:n Kar! Buchbeim, "G'eschichte der christlichen Parteien in Deutsch­
land", München 1953, S. 343f. - Man kann sich über eine solche 
Feststellung des Herrn Buchheirn auch nicht wundem, gibt er doch 
in seinem Vorwort an, daß er, soweit er sich auf "primäre Quellen 
stützen" könne, "in Bonn Herrn Ministerialdirektor Globke" zu 
"danken" habe. Ebenda, S. 11 

38 "Hochland", 30. Jahrgang, S.233ft. - Dort auch die folgenden 
Zitate 
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sehr peinlich wären . - Im Grunde - und das ist außerordent­
lich aufsch lußreich! - sind die zeitgenössischen Beobachter so­
gar noch einen Schritt weitergegangen als Buchheim: nachdem 
Muralt nämlich vermerkt hatte, daß das Zentrum in den Wah­
len 1932/ 1933 seinen Bestand erhalten, ja sogar noch vermehrt 
habe, wies er darauf hin, daß 

.. der politische Katholizismus in Deutschland durch den Sieg des 
Nationalsozialismus bald vor eine neue und schwere Prüfung ge­
stellt würde. Der Eindruck, den seine Haltung angesichts dieser 
Prüfung zunächst hervorrief - vor allem die Zustimmung zum Er­
mächtigungsgesetz und dann die Erklärung der Fuldaer Bischofs­
konferenz -, und der Gegensatz dieser Haltung zu der noch jüngst 
eingenommenen waren allzu stark, um dem Beobachter des politi­
schen Lebens nicht die Frage vorzulegen, ob der pOlitische Katholi­
zismus in Deutschland nicht seinen bisherigen Grundsätzen untreu 
geworden sei." 

Diese Kritik, die Muralt damit indirekt am deutschen Episko­
pat übte, wurde freilich dadurch wieder aufgehoben, daß auch 
er sich hinsichtlich der Perspektive des Zentrums und d er ka­
tholischen Kirche illusionären Hoffnungen solcher Art hingab: 

"Neuerdings scheint der pOlitische Katholizismus indessen sich 
wieder mehr auf sich selbst besinnen zu wollen. Die Wahl Brünings 
anstelle des sich nach Rom begebenden Dr. Kaas kann wohl als 
Symptom dafür angeführt werden. Denn von einem Brüning kann 
man schwerlich annehmen, daß er um einer mechanischen Gleich­
schaltung willen eine Ausschaltung des eigenen Denkens vorneh­
men würde. Auch manches in der katholischen Publizistik ist nimt 
ohne symptomatische Bedeutung. So hieß es in dem Leitartikel der 
Sonntagsausgabe der ,Germania' (des Zentralorgans der Zentrums­
partei. G. W.) vom 14. Mai d. J s., dem politischen Katholi zismus 
müsse die Religion höher als die Politik, und die Menschheit höher 
a ls das Volkstum stehen. übrigens darf vielleicht in der Kanzler­
rede Hitlers selbst vom 17. Mai eine Annäherung, wenigstens um 
einen Schritt, zum politischen Katholizismus erblickt werden ... " 

Diese Mischung von Hoffnungen, Illusionen, Enttäuschungen 
und Kritik war offenba r typisch für die Situation in der Zen­
trumspartei vom Januar 1933 ab. 

.. Durch das Wahlergebnis sah sich der politische Katholizismus 
ausgeschaltet, da sich keinerlei Möglichkeiten direkter Einfluß­
nahme auf das Geschehen mehr zeigten. Der übergang in eine ak­
tive Oppositionsstellung war ebenfalls ausgesch lossen und nutzlos. 
Man wollte die in vierzehn Jahren mühsam erkämpften Positionen 
in Verwaltung, Presse und Öffentlichkeit keineswegs preisgeben, 
sah sich aber in eine ,Aschenbrödelrolle der verflossenen Jahr­
zehnte' zurückgestoßen. In der Zentrumspartei griff eine unge­
wohnte Lähmung Platz. Da alle Möglichkeiten verschlossen waren, 
aktiv an der politischen Gestaltung mitzuwirken. erfolgt eine Rück­
besinnung auf die Grundlagen der Partei nach der religiösen und 
kuJturpolitischen Seite hin." 

Der Höhepunkt dieser Entwicklung war in den ersten März­
wochen zu verzeichnen, als die. Frage nach der Haltung der 
Zentrumspartei zum Ermächtigungsgesetz gestellt wurde. An 
dieser Stelle muß darauf hingewiesen werden, daß es im poli-
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tischen Katholizismus in Deutschland schon immer Kräfte ge­
geben hatte, die vom "preußischen Geist" "beeinflußt oder fas­
ziniert" worden waren. Dabei muß die Rolle des katholischen 
Flügels in der Deutschnationalen Volkspartei nach 1918 und -
auf anderer Ebene - die solcher Männer wie Martin Spahn, 
earl S c h mit t und Franz von Papen erwähnt werden.39 über­
haupt waren die r eaktionären, d. h. die monopolistischen und 
großagrarische n Kräfte im Zentrum (worauf hier nur am Rande 
hingewiesen werden kann) zum Teil so stark, daß die Reprä­
sentanten des "linken" Flügels unter Führung von Dr. Joseph 

39 Die rechtsstehenden Katholiken hatten sich zunächst, in Anleh-
nung an die Deutschnationale Volkspartei, um die "Deutsche 
Volkswacht", "Kampfblatt der rechtsgerichteten Katholiken", 
geschart, das seit November 1931 in Berlin herausgebracht wurde. 
Führender Mann dieses Kreises war Kar! Freiherr von Schorle­
mer. - Anfang April 1933, offensichtlich a ls S toßtrupp der NSDAP 
gegen die Zentrumspartei, bildete sich dann der Bund "Kreuz und 
Adler", der sein Programm am 2. April 1933 veröffentlichte. In 
diesem Programm heiß t es (zitiert nach "Berliner Börsenzeitung" 
vom 3. Apri11933): 
"Aus der Erkenntnis der nationalen Notwendigkeit ist in diesen 
Tagen ein Bund katholischer Deutscher ,Kreuz und Adler' 
entstanden, sein ~atzungsmäßiger Zweck ist: den christlichen 
konservativen Gedanken im deutschen Volke zu vertiefen, das 
Nationalbewußtsein der katholischen Deutschen zu stärken und 
den Aufbau des kommenden Reiches geistig zu fördern . . . Sein 
Erfolg ist nicht an den Bestand der Parteien gebunden, die für 
das konservative Denken ohnehin zeitbe'dingte Gebilde sind ... " 
Protektor des Bundes war von Anfang an Herr von Papen. Zum 
Bundesausschuß gehörten zum Teil aus dem Zentrum bekannte 
P ersönlichkeiten, so Prof. Dr. Theodor Brauer und Dr. Nikolaus 
Graf von Ballestrem, ferner Freiherr von Gagern und Senatsprä­
sident Linz. Zur Bundesle:itung zählten Emil Ritter, der schon die 
"Germania", das Zentralorgan der Zentrumspartei, in solchem 
Geiste geleitet hatte, und Dr. Eugen M. Kogon(!). 
Die "Tägliche Rundschau" kommentierte die Gründung dieses 
Bundes am 5. April 1933 wie folgt: "Nachdem das Zentrum auf­
gehört hat, als die polit ische Repräsentation des deutschen Ka­
tholizismus zu wirken, und nachdem fast zwei Drittel der deut­
schen Katholiken in der nationalsozialistischen Freiheitsbewe­
gung marschieren, war es nötig, neben dem überholten Reichs­
ausschu~ deutsch,~r Katholiken in der DNVP eine neue Gruppe 
zu begrunden . . . 
Diese parteipolitische Gruppierung, die die "Tägliche Rundschau" 
als die "Hausmacht" ihres Protektors charakterisierte, hatte für 
Deutschland offensichtlich eine ebensolche Funktion wie für Ita­
lien das sogenannte "Nationale Zentrum", ein "Verband italieni­
scher Katholiken, die innerhalb der faszistischen Partei eine Ver­
wirklichung ihrer religions politischen und vaterländischen Ziele" 
(so die "Kölnische Volkszeitung" vom 9. J anuar 1928) suchten. 
Ähnlich wie in dem Bund "Kreuz und Adler" spielten auch in dem 
italienischen "Nationalen Zentrum" hochadlige Familien die be­
deutenclste Rolle, d. h. solche Kreise, die "in dem Verbande eine 
Anlehnung an gewisse konservative Tendenzen des Faszismus su­
chen, weil die Popolaripartei nach ihrer Meinung sich zu schnell an 
bodenreformatorische Neuerungen heranmachen wollte" (ebenda). 
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Wir t h zu Schritten übergehen mußten, die eine Alternative 
gegen die Politik des rechten Flügels darstellten. 

Man braucht hierbei nur an die Gründung der "Republika­
nischen Union" durch Dr. Joseph Wirth im Jahre 1926 zu er­
innern. Eine Zeitlang trat Wirth sogar aus der Reichstagsfrak­
tion der Deutschen Zentrumspartei aus. Im "Berliner Tageblatt" 
Nr. 86 vom 20. Februar 1927 erklärte Wirth, daß es sein Ziel sei, 
im Zentrum die "sozial-republikanische Bewegung" zu vertie­
fen, um auf solche Weise ein "Herausmanövrieren der politisch­
sozialen Reaktionäre aus der heutigen Regierung" zu erreid1en. 
In der Nr. 129 der "Rhein-Mainischen Volkszeitung" des glei­
chen Jahres führte Dr. Wirth über seine Sorge vor einer 
"dauernden Rechtsorientierung des Zentrums" aus: 

"In den nächsten Wahlen geht der Bürgerblock, der Einheitsblock, 
der schwarzblaue Block, die Front der Christen gegen die Linke." 'o 

Diese Ansätze einer konsequenten Linksorientierung ent­
wickelte Dr. Wirth sowohl auf außen- als auch auf innen- und 
kulturpolitischem Gebiet, weshalb er beispielsweise - zus,am­
men mit dem katholischen Schriftsteller und Abgeordneten 
Leo W eis man tel - gegen klerikalistische Tendenzen auf 
schulpolitiscl1em Gebiet Stellung bezog. Und sogar die wirt­
schaftspolitische Problematik, die von solchen "Linkskatho­
liken" der damaligen Zeit gewöhnlich unter dem Vorzeirnen 
des klassischen Kapitalismus betrachtet wurde, wurde von Jo­
seph Wirth und seinen Freunden neu gesehen. Schon vorher 
hatte der damalige Reichskanzler Joseph Wirth (und zwar im 
November 1921) den Abschluß eines Reichskonkordats mit dem 
Vatikan abgelehnt, wenn dieses Konkordat die Rechte der 
Kirche überbetonen würde. Es ist bekannt, daß Joseph Wirth 
immer wieder versuchte, von den zwanziger Jahren an bis zu 
seinem Tode, jenem Satz treu zu bleiben, den er im deutschen 
Reichstag in Würdigung des ermordeten Außenministers Ra­
thenau gefunden hatte: "Der Feind steht rechts!""1 

Ende der zwanziger und Anfang der dreißiger Jahre wurden 
die rechten, reaktionären Kräfte im Zentrum dadurch gestärkt, 
daß in der klerikalen Propaganda immer deutlicher eine Ab­
sage an die Demokratie, selbst an die bürgerlidle Demokratie, 
erfolgte, und zwar zugunsten des Strebens nach einem autori­
tären Regime, nach dem Ständestaat."2 An die Spitze der poli-

40 Zitiert nach dem "Politischen Jahrbum 1927/ 28", Mönchen-Glad­
bach 1928, S. 141. - Vgl. auch "Berliner Tageblatt" vom 1. August 
1926 und 10. August 1926 sowie vom 20. Februar 1927, "Rhein-Mai­
nische Volkszeitung" vom 24. September 1926, "Die Hitfe" 17/1926 
und "Deutsche Republik" 1/1926-27, S. 3ft. 

H Joseph Wirth, "Reden während der Kanzlersmaft", Berlin 1925, 
S.406 

42 Wenn in der klerikal-apologetischen Propaganda heute immer 
wieder die Behauptung aufgestellt wird, 1933 seien "die deut­
schen Katholiken nach dem Urteil ihrer Bischöfe für einen Kir­
chenkampf nicht gerüstet gewesen" (so Pater Leiber nach einem 
Bericht der .. Deutschen Zeitung und Wirtschaftszeitung" vom 
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tischen Kräfte, die diese ideologische Linie verfolgten, trat von 
Papen, de r sich schon Anfang Juni 1932 außerhalb der Reihen 
der Partei gestellt hatte. Als er Vizekanzler in Hitlers Kabinett 
wurde, hatte er also nichts mit dem Zentrum zu tun, ja vor den 
Wahlen am 5. März 1933 war es so, daß das Zentrum den Wahl­
kampf "bei Schonung Hitlers" "gegen Papen, den aus den eige­
nen Reihen Verstoßenen" führte. Am Tage nach der Reichs­
tagswahl suchte tndes Dr. Kaas Papen auf und machte ihm 
"ohne zuvorige Fühlungnahme mit seiner Partei" den Vor­
schlag, "einen Strich unter die Vergangenheit zu setzen"; "nach 
Papens Bericht hatte Kaas ihm die Mitarbeit des Zentrums an­
geboten",43 Wörtlich heißt es hierzu in der Arbeit von Morsey: 

"ln ähnlicher Fonn hatte, wie erwähnt, der preußische Abgeord­
nete GraB bereits vor der Wahl Göring vorgeschlagen, keine Per­
sonalveränderungen mehr vorzunehmen; dann werde das Zentrum 
zur Mitarbeit bereit sein, wodurch für die NSDAP die Koalition 
mit der DNVP entfalle, Aber Göring sah zu diesem Zeitpunkt einen 
bequemeren Weg, die Zustimmung des Zentrums zu dem geplanten 
Ermächtigungsgesetz zu erzwingen: man solle - so schlug er in der 
genannten Kabinettssitzung vor - dem Zentrum erklären, ,daß 
seine sämtlichen Beamten aus den Aintern entfernt werden wür­
den, wenn das Zentrum nicht dem Ermächtigungsgesetz zustimme'; 
die fernere taktisme Behandlung der Partei habe dann darin zu 
bestehen, sie ,höflich zu ignorieren', Ritler fügte dem hinzu: ,Die 

22. Januar 1963), so ist eine Ursache für einen solchen Sachverhalt 
darin zu suchen, daß der Klerikalismus Ende der zwanziger, An­
fang der dreißiger Jahre die Katholiken auf den Rechtsradika­
lismus einübte. Vgl. dazu das bei A. Manhattan, "Der Vatikan 
und das XX. Jahrhundert", Berlin 1958, ausgebreitete Material. -
Im übrigen bestätigt sogar ein so reaktionärer Politiker und Ideo­
loge wie der österreichische Unterrichtsminister Dr. Heinrich 
Drimmel, daß einf:l.ußreiche deutsche katholische Bischöfe noch 
1938 mindestens Illusionen über den Faschismus hatten. In einem 
Aufsatz "25 Jahre nachher", der zum 25. Jahrestag. der Eroberung 
Österreichs durch den Hitlerfaschismus in den "österreichischen 
Monatshe1'ten", Wien, 3/ 63, erschien, zitiert Drimmel aus den 
Unterlagen eines antüaschistischen österreichischen katholischen 
Bisdlo!s : 
"Bei der Bischofskonferenz in Fulda (der ersten nach dem soge­
nannten Anschluß) sagte einer der Sprecher scheinbar zufällig, 
jedom, wie es sich später ergab, mit einiger Absicht (etwas) von 
einer Bewegung oder von dem Gerede, das Eid! jetzt ... im ge­
heimen vertrauten Kreise verbreitet. Die jetzige (NS-) Regierung 
in Österreich habe den dortigen Bischöfen einen Antrag gestellt, 
der mancherlei Vorteile in Aussidlt stelle; die österreichischen 
Bischöfe haben jedoch diesen. Antrag nicht angenommen und so 
sei der geplante Vorteil zunichte gemacht worden. Ich rief 
(so schreibt mein Gewährsmann) in die Verhandlung hinein: 
,Darauf wird Antwort gegeben wel'den.· Und sie is t tatsächlich, .. 
gegeben worden." 

43 Dieses und die folgenden Zitate, die nich t ausdrücklich belegt 
sind, finden sich in dem Abschnitt über die Zentrumspartei bei 
Eridl Matthias, Rudol! Morsey, "Das Ende der Parteien 1933", 
Düsseldort 1960 
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Kirche werde den Nationalsozialismus dann akzeptieren, wenn sie 
durch die Verhältnisse gezwungen sei, die Partei (NSDAP) zu ak­
zeptieren.' " 

Wenn Muralt von der Untreue des pOlitischen- Katholizismus 
zu seinen bisherigen Grundsätzen gesprochen hatte, so war da­
zu auch genügend Anlaß vorhanden. Morsey schreibt : 

"Die Verwirrung war allgemein; die Zentrumsanhänger schauten 
naturgemäß ,mehr als sonst' auf ihre geistlichen und weltlichen 
Führer, auf deren bessere Einsicht und richtige Entscheidung sie 
hofften. Ein erleichtertes Aufatmen setzte ein, als am 18. März be­
kannt wurde, daß die deutschen Bischöfe in Kürze zur politischen 
Lage Stellung nehmen würden. Daß Papen am gleichen Tage Kar­
dinal Bertram in Breslau einen Besuch abstattete, ließ für poli­
tische Spekulationen breiten Raum, um so mehr, als Kardinal Faul­
haber zur gleichen Zeit im Vatikan weilte." 

In einer Fußnote teilt Morsey zum Rom-Besuch Fa u 1-
hab e r s interessantes Material mit: 

"Mit Sicherheit hat Kardinal Faulhaber seinen ad limina-Besuch 
im Vatikan, wo er am 9. März eintraf, benutzt, um die jüngste Ent­
wicklung in Deutschland und die Haltung von Zentrum und BVP 
gegenüber dem Nationalsozialismus zu erörtern. Nahezu gleichzei­
tig mit der Meldung vom Vatikanbesuch des Münchner Erzbischofs 
wurde am 13. März ein Artikel der römischen Agentur La Corri­
spondenza (Nr. 61) bekannt, die glaubte, in der Haltung der deut­
seben Bischöfe sowie des Zentrums gegenüber dem Nationalsozia­
lismus einen positiven Umschwung feststellen zu können, der zu 
einer weiteren Annäherung führen werde. Der katholische ,L' Avve­
nire d 'Italia' Nr. 64 vom 17. März 1933 berichtete aus dem Vatikan, 
daß dort der Wunsch bestehe, die deutschen Katholiken möchten 
mit der Regierung zusammenarbeiten. Der römische Korrespondent 
des Pariser ,Le Temps' (Nr. 26133 vom 16. März 1933) kündigte eine 
Hitter-freundliche Wpndung des Vatikans als nahe bevorstehend 
an. 

Der ,Berliner Börsen-Courier' folgerte aus der Meldung der ita­
lienischen Nachrichtenagentur, daß im Einverständnis mit dem Vati­
kan zwischen Hitler und dem Zentrum Frieden geschlossen werde; 
zitiert in: ,Der Ring' 6, 1933, S. 177f. Die KVZ nahm die Meldung 
der römischen Agentur zum Anlaß, vom Zentrum ein ,beherztes 
Angreifen' derjenigen Fragen zu fordern, ,zu denen die Zuwege 
durch den nicht bloßäußerlichen, sondern auch geistigen Umschwung 
geöffnet worden sind'; Nr. 73 vom 17. März 1933. Am 14. März mel­
dete der vatikanische Korrespondent Edmund Frhr. Raitz von 
E'rentz, daß ,wohl nirgends auf der Welt' die Entwicklung in Deutsch­
land so aufmerksam verfOlgt werde wie in Rom; KVZ Nr.79 vom 
23. März 1933. Am 17. März schrieb Graf Galen an einen Landrat in 
Westfalen: ,Es ist auch zu bedenken, daß wir im Begriff sind. in den 
Parlamenten irgendeine positive Einstellung zur neu esten Entwick­
lung anzubahnen.' Materialien Graf Galen." 

Der für kirchenpolitische Fragen zuständige Beamte im 
Reichsinnenministerium, Dr. C 0 n l' a d, machte dazu in sei­
nem Buch "Der Kampf um die Kanzeln" weitere interessante 
Mitteilungen. Der Kirche sei es damals, so schrieb Conrad, 
darum gegangen, aus dem "Schatten der Zentrumspolitik" her­
auszukommen: 
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"Ich habe in vertrauten Gesprächen mit dem Vorsitz~nden der 
Fuldaer Bischofskonferenz, dem hochbedeutenden ErzbIschof von 
Breslau Kardinal Bertram, mehr als einmal feststellen können, daß 
ihm di~e Herausstellung katholischer Geistlicher im pOlitischen 
Kampf (gemeint ist das Auftreten der Prälaten Kaas und Schreiber 
als Reichstagsabgeordnete. G. W.) äußerst unsympathisch war."~~ 

Und wenn vor 1933 viele katholische Bischöfe gegen die 
NSDAP und solche Priester wie Abt Sc h ach 1 e i t n er, die 
für Hitler auftraten, Stellung bezogen, so hat Conrad dazu be­
richtet: 

"Es soll übrigens festgehalten werden, daß die bischöflichen Er­
lasse gegen die NSDAP vom Papst selbst niemals ausdrücklich an­
erkannt worden waren." 

Während die Mitgliedschaft der Zentrumspartei mit der Ab­
lehnung des sogenannten Ermächtigungsgesetzes durch die 
Reichstagsfraktion rechnete, der Chefredakteur der Dresdener 
"Sächsischen Volkszeitung", Dr. Des c z y k, beispielsweise 
seinen Leitartikel "Warum das Zentrum das Ermächtigungs­
gesetz ablehnte" aus der Zeitung werfen mußte li6, traten Prälat 
Kaas, der Gewerkschaftsführer Stegerwald und der Reichs­
tagsabgeordnete Ha c k eIs b erg e r am 20.März in Verhand­
lungen mit Hitler und Frick über die Voraussetzungen ein, un­
ter denen das Zentrum dem geplanten Ermächtigungsgesetz zu­
stimmen könnte. Für Hitler war zu diesem Zeitpunkt schon 
klar, daß das Zentrum das Gesetz annehmen werde. "Nach der 
Mitteilung Fricks hätten sich im Ältestenausschuß des Reichs­
tages die Zentrumsvertreter .. ,keineswegs' ablehnend ge­
äußert." Die Besprechung am 20. März dauerte anderthalb 
Stunden. Seinem Kabinett teilte Hitler nach den Besprechun­
gen mit, daß die Zentrumsvertreter 

die Notwendigkeit eines Ermächtigungsgesetzes eingesehen und 
'iediglich' die Bitte auf Einsetzung eines kleinen Gremiums ge­
äUßert hätten, das laufend über die von der Reichsregierung im 
Rahmen des Gesetzes beabsichtigten Maßnahmen unterrichtet wer­
den sollte". 

In dem Bericht, den Kaas in der Sitzung des Vorstandes der 
Zentrumsfraktion gab, erwähnte er - zitiert nach Morsey­
naturgemäß (! G. W.) nicht die vom Kanzler bereits als sicher an­

genommene Zustimmung der Partei zum Ermächtigungsgesetz, son­
dern stellte die Begründung Hitlers für die Notwendigkeit dieses 
Gesetzes (Vernichtung von KPD und SPD) und seine Zusage, die 
Rechte des Reichspräsidenten, des Reichstages und des Reichsrates 
nicht zu schmälern, in den Vordergrund. Kaas ließ keinen Zweifel 
darüber aufkommen, daß die Regierung entschlossen sei, sich die 
Generalvollmacht auf jeden Fall zu verschaffen". 

Weiter heißt es bei Morsey wörtlich: 

~4 Walter Conrad "Der Kampf um die Kanzeln", Berlin 1957, S. 31 ff. 
~5 ebenda., S. 32 
"6 Nach mündlicher Mitteilung von Dr. Desczyk 

27 



"In der Nachmittagssitzung der Zentrumsfraktion, die zum ersten 
Male zusammentrat und sich sogleich für eine geschlossene Betei­
ligung der Fraktion an den Feierlichkeiten des folgenden Tages in 
der Potsdamer Garnisonkirche entschied, gab Kaas wegen der nod) 
nicht abgesch lossenen Verhandlungen keinen Bericht über den In­
halt der Vormittagsbesprechungen mit Ritler. In diesem Gremium 
ging der Parteiführer ausführlich auf die Notwendigkeit einer Neu­
orientierung des Zentrums nach der religiösen Seite hin ein, da die 
politische Tätigkeit in Zukunft sehr beschnitten sein werde. Wenn 
der Zentrumsvorsitzende als vordringlichste Aufgabe der Partei 
das Streben nach der Rückkehr zu verfassungsrechtlichen Grund­
lagen herausstellte, so ist damit das bestimmende Ziel und Motiv 
aufgezeigt, dem alle anderen Gesichtspunkte untergeordnet wurden. 

Welche weiteren Bedingungen und Demütigungen man dafür be­
reit war hinzunehmen, zeigte sich am folgenden Tage, als die Zen­
trumsabgeordneten vor der Fahrt nach Potsdam - für die Auto­
busse der Post zur Verfügung gestellt worden waren - von Krimi­
nalpOlizisten auf Waffen durchsucht werden sollten, was zwar durch 
einen sofortigen telephonischen Protest Kaas' beim preußischen 
Innenministerium verhindert werden konnte, aber die Fräktion 
nicht zum Verzicht auf die Fahrt bewog. Jener Vorfall gehört in die 
Reihe der gezielten Einschüchterungsversuche, die am 23. März 
durch die hermetische SA-Absperrung des Reichstages fortgesetzt 
wurden." 

Am 22. März kam es erneut zu Verhandlungen der Zentrums­
vertreter Kaas, Stegerwald und Hackelsberger mit Hitler und 
Frick. 

.. Da die Zentrumsvertreter bereits in der Vormittagssitzung des 
Parteivorstands die Hoffnung aufgegeben hatten, Änderungen am 
Ermächtigungsgesetz, dessen Text am 20. März veröft'entlidlt wor­
den war, durchsetzen zu können, wollte man versuchen, folgende 
Konzessionen zu erreichen: Wiederherstellung des Ausfertigung5-
rechts des Reichspräsidenten bei Vollzug der Gesetze oder aber 
Einführung eines Vetorechts, Klärung des in Artikel 1 verwandten 
Begrif!s ,jetzige Reichsregierung< besonders nach der personellen 
Seite, Einberufung des vorgesehenen kleinen Arbeitsgremiums, 
Herausnahme von Einzelfragen (wie Verhältnis von Staat und 
Schule, Staat und Kirche) aus der Generalermächtigung. 

Diese Forderungen trug Kaas im einzelnen in der um 16 Uhr be­
ginnenden Besprechung dem Reichskanzler vor, der sich über­
raschend konziliant zeigte und sämtliche Zentrumsbedingungen 
grundsätzlich akzeptierte, ohne sich dabei allerdings auf die Formel 
,jetzige Reichsregierung' festzulegen." 

Auch in diesem Gespräch 

"machte Ritler im übrigen kein Hehl daraus, daß er die ,Marxisten' 
vernichten wolle und - falls das Ermächtigungsgesetz nidlt durch­
gehen sollte - seine Ziele im Wege des Staatsnotstands durchzu­
setzen gedenke". 

Kaas berichtete auf mehreren Fraktionssitzungen über diese 
Gespräche, wobei immer wieder a ls ein Hauptargument von 
ihm der .. Hinweis auf die Gefahr eines neuen Kulturkampfes" 
an der Spitze stand. In der Fraktionssitzung am Vormittag des 
23. März warnte sogar ein so reaktionärer Politiker wie Brü-
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ning, der mit seiner Politik der "Notverordnungen" dem Fa­
schismus den Weg bereitet hatte, vor der Zustimmung zum Er­
mächtigungsgesetz, da er "keinerlei Sicherheiten für die Er­
füllung der versprochenen Zusagen" sah und weil er "um die 
Zukunft des Zentrums bangte, das, einmal zerschlagen, nicht 
wieder ins Leben gerufen werden könne." Morsey bemerkte 
freilich zur Haltung Bl'Ünings, daß "selbst in dieser entschei­
dungsvo~len Stunde dieser Politiker seinen Schatten nicht über­
springen konnte" . 

In der Reichstagssitzung, deren Atmosphäre durch die An­
wesenheit bewaffneter SA- und SS-Trupps charakterisiert war, 
ging Hitler formal tatsächlich auf die Wünsche der Zentrums­
fraktion ein, an einem Punkt ging er sogar über die Zentrums­
forderungen hinaus - eine Tatsache, die sehr bemerkenswert 
ist und die Richtung der faschistischen Politik gegenüber dem 
Katholizismus andeutete: dieser Punkt war der, der sich auf die 
Pflege und Ausgestaltung der freundlichen Beziehungen zum 
Heiligen Stuhl bezog. Der entsprechende Passus der Hitlerrede 
sei, hebt Morsey hervor, "auf eine Formulierung des Vatikan­
Botschafters von Bergen!< zurückgegangen. 

"Unter dem Eindruck dieser Ausführung (Ritlers. G. W.), unter 
Furcht und Hoffnung, Bestürzung und Resignation stand in der an­
schließenden Sitzungspause ... des Plenums die entscheidende 
Fraktionssitzung des Zentrums. Infolge der Erklärungen Hitlers 
war sich die überwiegende Mehrheit der Fraktion . .. darin einig, 
dem Gesetz ohne Einschränkungen zuzustimmen." H 

H In einem bemerkenswerten Leitartikel .. Papens römische Mis­
sion" sdlrieb die "Berliner Börsenzeitung" am 11. April 1933: 
.. Für den Besuch des Reichsvizekanzlers liegen, wie bekannt, vor 
allem vatikanische Angelegenheiten vor, von langer Hand vor­
bereitet durch den deutschen Botsdlafter am Vatikan, Herrn von 
Bergen, dessen geschickte diplomatische Arbeit im Sinne des na­
tionalen Deutschlands schon zu Brünings und der Zentrumspala­
dine Zeiten den Weimarern ein Dorn im Auge war. Der Beschluß 
der Fuldaer Bischofskonferenz zur öffentlichen Wiedergutma­
chung der Verfemung der deutschen Freiheitsbewegung des Na­
tionalsozialismus hat hier in Rom seine Vorbereitung und seinen 
hierarchischen Anstoß gefunden. Schon das zeigt, was unsere 
Leser aus früheren Berichten wissen, von neuem, daß sich der 
Vatikan heute grundsätzlich von dem Irrtum hat überzeugen las­
sen, die politische Partei des deutschen Zentrums, ihre Falschleh­
ren und ihre Praktiken hätten etwas mit dem deutschen Katholi­
zismus als solchem zu tun. Der Vatikan kann heute unterscheiden, 
was an der Verächtlichmachung des deutschen Reichskanzlers 
und seines Kampfes Selbstsucht und Krippenangst war und was 
auf falsch ausgelegter Unterschiedlichkeit der Weltanschauungen 
der katholischen Kirche und der nationalen Reinigung etwa be­
ruhen mag. Papens Mission ist es, diese Differenzen ganz auszu­
räumen und jene freundschaftlichen Beziehungen in kultureller 
Hinsicht zwischen Deutschland und dem hierarchischen Katholizis­
mus zu festigen, die der Reichskanzler in seiner denkwürdigen 
Eröf!nungsrede des Reichtages gefordert hat. Denn im Kampfe ge­
gen das geistige wie politische Untermenschentum, gegen die Frei­
denker, die Kulturbolschewisten der von ewigen Werten losge-
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In einer Probeabstimmung, die in der Fraktionssitzung durch­
geführt wurde, kam es dennoch zu einigen Nein-Stimmen, dar­
unter zu denjenigen von Joseph Wirth, von J 0 0 s, aber auch 
von Brüning. Nach "längerer und teilweise leidenschaftlicher 
Aussprache" wurde der Beschluß gefaßt, "mit Rücksicht auf die 
Partei 'Und ihre Zukunft" geschlossen für das Ermächtigungs­
gesetz zu stimmen. Der bürgerliche Historiker Me i n eck e 
teilte 1946 mit, daß er am Tage vor der Abstimmung einen ihm 
bekannten Abgeordneten des Zentrums gefragt habe : "Sie wer­
den doch dagegen stimmen?" Dieser habe darauf die Achseln 
gezuckt und erwidert: "Dann wird's ja noch schlimmer." 

Der bekannte Steyler Mönch Wilhelm Schmidt traf offen­
bar den Kern der Sache, wenn er in seinem Buch "Gegenwart 
und Zukunft des Abendlandes"; das 1949 erschien, mitteilt, daß 
Kaas in dieser "Stunde der Entscheidung" "unter stärkerem 
geistlichem Einfluß" gestanden und auf solche Weise den "weit­
aus größten Teil" der Zentrumsabgeordneten auf seine Seite ge­
bracht habe. 

In der "Diskussion" zu Hitlers Regierungserklärung sprach 
dann Kaas im Namen der Zentrumspartei, hielt er jene Rede, 

lösten Menschheit gehören nationaler Staat und die christlichen 
Konfessionen zusammen! Erste Voraussetzung freilich ist die 
endgültige und klare Trennung von staatlicher und kirchlicher 
Verantwortlichkeit: politisierende Priester in der Tagespolitikj 
Prälaten, die, statt Gottesdiener zu sein, Parteidialektiker und 
Jongleure mit den nicht immer blanken Bällen der Tagespolitik 
geworden sind, mißbrauchen ihr hohes Amt und dienen weder 
Gott noch ihrem Land. In dieser Hinsicht wird im Vatikan Herr 
von Papen sicherlich den klugen Kardinalstaatssekretär Pacelli an 
den zwischen der Kirche und Mussolini geschlossenen Lateran­
pakt erinnern, der bekanntlich jede politische Betätigung der 
katholischen Geistlichen und ihren Einfluß auf die staatliche na­
tionale Erziehung der Jugend ganz ausschließt. Nur durch ihre 
geistlichen Führer hat die deutsche Zentrumspartei früher einen 
Einfluß auf die Gesetzgebung und Geschäftsführung des Staates 
erlangt, der ihr nicht zukam und der dadurch zwangsmäßig auch 
in persönlicher Hinsicht eine übersetzung verantwortlicher kul­
tureller Posten im Staat mit Zentrumspersönlichkeiten ergab, die 
dann nicht der Religion, sondern der Partei dienten, indem sie 
beide miteinander vermengten, aus der Partei ein Dogma, aus der 
Religion eine finstere Partei machend. Wir glauben zu wissen, daß 
der Vatikan diese schwere Schädigung der ewigen Werte durch 
solche Entwicklung richtig einschätzt und für immer in Deutsch­
land seinem Klerus gegenüber beseitigen wird, der in Zukunft 
auf die Seite des Staates gehört in der Erziehung den Nation zu 
sich selbst. Nur so wird sich auch die Möglichkeit der Zusammen­
arbeit und Gleichberechtigung evangelisch-nationaler Arbeit 
und katholisch-nationaler Arbeit ergeben, die durch Schuld der 
Parteipolitik des Zentrums in Deutschland leider früher nicht ge­
nügend hat zustande kommen können." 
Daß die Faschisten Konkordatspläne nur heuchlerisch verfOlgten, 
mußte den deutschen Katholiken übrigens von vornherein gegen­
wärtig sein angesichts der Tatsache, daß die NSDAP bei der Ab­
stimmung über das Konkordat mit Baden im badischen Landtag 
im Dezember 1932 mit Nein stimmte. 
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in der er die Zentrumspartei dem Faschismus auslieferte li8 und 
die im Grunde zu seinem Abgang aus der deutschen Politik 
führte; denn nach Mitteilung von Dr. Morsey im .,Echo der 
Zeit" Nr.17/62, . 

,,~nternahm Kaas einen Tag später eine (angeblich. G. W.) bereits 
fur Januar vorgesehene, aber durch Regierungswechsel und Wahl­
kampf aufgeschobene Reise nach Rom ... Kaum am Tiber mußte 
der Prälat !lach BerUn zurück. Dort versuchte er am 31. Iviärz zu­
sammen m.It anderen Zentrumsführern bei Hitler eine drohende 
Entlassung der dem Zentrum angehörenden Beamten zu verhin­
dern. Noch am Abend des 7. April, nach einer zweiten und letzten 
Besprechung mit dem Reichskanzler, begab sich Kaas wieder nach 
Rom. Am Vatikan fand er eine neue Aufgabe vor ohne daß er da-
für einen amtlichen Auftrag besaß." ' 

Gemeint ist der Abschluß des Konkordats. - Ausgesprochen 
apologetisch ist die Antwort des Historikers Morsey auf die in 
diesem .Zusa~menhang von ihm selbst gestellte Frage, warum 
Kaas meht WIeder nach Deutschland zurückkehrte: 

"Er, der noch am 20. April zum Geburtstag !litlers einen seine 
Parteifreunde überraschenden Glückwunsch geschickt hatte war 
z~ der Erkenntnis gekommen, welche Gefahren das ,Dritte Reich' 
tur den deutschen Katholizismus heraufführen würde"49 

- also dasselbe "Dlitte Reich", mit dem er gerade das Konkor­
da.t abschließe~ ?alf! - Die Antwort, die Reichskanzler Brüning 
Mltte der drelßlger Jahre dem linksbürgerlichen Diplomaten 
Harry Graf K e s sIe r auf eben diese Frage gab ist demgegen­
über viel klarer und kritischer. Keßler berichtete darüber: 

"Hinter der Verständigung mit Hitler stehe nicht der Papst, son­
dern die vatikanische Bürokratie und ihr Augure Pacelli. Ihnen 
schwebe ein autoritärer Staat und eine autoritäre von der vatika­
nischen Bürokratie geleitete Kirche vor, die mitein'ander einen ewi­
gen Bund schlössen. Daher seien Pacelli und seinen Leuten katho­
lische parlamentarische Parteien in den einzelnen Ländern wie das 
Zentrum in Deutschland, unbequem und würden von ih~en ohne 
Bedat;tern fallengelassen. Der Papst teile nicht diese Ideen. Im G'e­
gen~eil, er ~abe s~on eine En~yklika fertig daliegen, die die vati­
kamsche Burokratie und das Kirchenregiment völlig umgestalte." oo 

In der Zeit kurz nach der Zustimmung des Zentrums zum Er­
mächtigungsgesetz kam es dann noch einmal zu jenem Ver-

Ii!l Allerdings ist hierbei an die Tatsache zu erinnern daß Kaas 
schon früher, z. B. auch Anfang Oktober 1932 den Ve~such unter­
nahm, mit de.n Na~ zu einem ~rrangement' zu gelangen. Dieser 
VeEsuch scheiterte Jedoch, allerdings nicht durch die "Schuld" des 
Pralaten Kaas. Vgl. dazu etwa "Frankfurter Zeitung" vom 19. Ok­
tober 1932. - Außerdem war Kaas die italienische Ent.wicklung 
sehr gut bekannt. Vgl. hierzu: Deuerlein, "Der deutsche Katholi­
zismus 1933", Osnabrück 1963, S. 142 

~n "Echo der Zeit", Recklinghausen, Nt. 17/62 
!j(I Harry Graf Kessler, "Tagebücher 1918 bis 1937" Wiesbaden 1961 

S. 7~2 f. - Die Unterschiede in der Haltung von 'Pius XI. und Pa~ 
celll kommen in dieser Bemerkung gut zum Ausdruck. 
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such, irgendwie die Zentrumspolitik zu reaktivieren, von dem 
im Juni 1933 Muralt in seinem Aufsatz sprach. Auf der Frak­
tionssitzung vom 24. März, in der die Rede von Kaas ausdrück­
lich gebilligt wurde, beschloß man, die Parteiarbeit "mit allem 
Eifer unverzüglich" aufzunehmen. Morsey urteilt darüber: 

"Die in der Frah.4:ionssitzung beschlossene dauernde Fühlung­
nahme von Partei und Fraktion mit den Parteifreunden im Lande 
wurde indes nicht mehr Wirklichkeit. Der Gang der Entwicklung 
schritt unaufhaltsam über das Zentrum hinweg." 

In einem 1960 veröffentlichten Artikel in der "Welt", der sich 
auf die Forschungen von Morsey stützt, heißt es dazu: 

Während, eingeleitet vom früheren Nuntius in Berlin, Pacelli, 
u~'d dem nach Rom gegangenen Zentrurnsführer, dem Prälaten 
Kaas die Konkordatsverhandlungen geführt werden, bricht das 
Zent;um auseinander. Seine Existenz stört nun die Verhandlungen 
zwischen Rom und Berlin. ,Habt Ihr Euch noch immer nicht auf­
gelöst?' tönt es beschwörend aus Rom. Dann schließt aufdern Grabe 
der ze~trumspartei der Nationalsozialismus seinen trügerischen 
Frieden mit dem Vatikan. Konnte da das Zentrum anders als sang­
und klanglos verschwinden? Der Schluß des letzten Rundschreibens 
lautet: ,Mit freundlichem Gruß! Krone. Mit der Abwicklung beaut­
tragt'."51 

Fogarty hat sicherlich recht, wenn er in seiner Geschichte d~r 
"Christlichen Demokratie in Westeuropa" folgendes UrteIl 
fällte: 

Das Zentrum verbündete sich zwar selbst nicht mit dem Natio­
n~isozialismus. Aber, indem es seine traditionelle Rolle aufgab, ließ 
es zu daß die demokratischen Kräfte in Deutschland der Heraus­
forde~Ung des Nationalsozialismus zerstreut und zersplittert ent­
gegentreten mußten und daher geschlagen wurden." 5:1 

Aber auch er vergaß wie Buchheim, auf "jenen geistlichen 
Einfluß" hinzuweisen, unter dem die Zentrumsführer damals 
ihre Entscheidungen fällten: denn nach dem Willen des Kleri­
kalismus mußte das Zentrum dem Konkordat geopfert werden 
wie die PPI den Lateranverträgen. Und wenn die Zentrums­
führer nicht bereit waren, den antifaschistischen Kräften in der 
Partei zu folgen, und wenn sie sich nicht mit jenen verbünde­
ten die schon vor der Zentrumspartei vom Faschismus getrof­
fen' worden waren" also mit den Kommunisten 53 und linken 
Sozialdemokraten, dann ist man zu der Feststellung gezwun-

51 "Die Welt" vom 23. Juli 1960 
&2 a. a. 0., S . 352 . .. 
Sl In diesem Zusammenhang muß man auf die verschledenen Bund­

nisangebote der KPD an die christlichen Werktätigen verw~.isen, 
so an Formulierungen Ernst Thälmanns in Reden und Aufsatzen 
1932: Wir müssen den christlichen Arbeitern sagen: Wir reichen 
Euch 'die Hand im Kampf gegen den Kapitalismus und sag.en 
Euch: Christlicher Kamerad, schlag' ein in unsere Hand zu die­
sem gemeinsamen Kampf." Zitiert nach W. Bredel : .. Ernst Thäl­
mann. Beitrag zu einem politischen Lebensbild", Berlin 1952 
(6. Auflage), S. 105f. 
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gen, daß die Zentrumsabgeordneten bei ihrer Entscheidung am 
23. März 1933 nicht allein verantwortlich waren für den Weg, 
den sie zur Liquidierung ihrer eigenen Partei gegangen sind.M 

v 
Die faschistische Entwicklung in Italien und in Deutschland 

und die damit verbundene Liquidierung der christlichen Par­
teien in diesen Staaten konnte natürlich nicht ohne Einfluß auf 
die Entwicklung eines ander en Staates bleiben, der in traditio­
neller Weise mit der Politik Deutschlands und Italiens verbun­
den war und für den sich die Politik der Kurie immer wieder 
in besonderer Weise (zumal wegen der Einflußnahme auf Ost­
und Südosteuropa) interessierte: österreich. 

Es kommt hinzu, daß zu Beginn der dreißiger Jahre in Öster­
reich der Einfluß des faschistischen Italien und der des faschi­
stischen Deutschland miteinander konkurrierten. So schrieb im 
April 1933 die "linkskatholische" "Rhein-Mainische Volkszei­
tung": 

.. Es ist längst kein Geheimnis mehr, daß Mussolini einen Auf­
stieg der nationalsozialistischen Bewegung in Österreich, von der 
er eine Verstärkung. der - im italienischen Sinn - Anschlußgefahr 
befürchtet, keineswegs begünstigt und eben deswegen der Diktatur 
Dollfuß, die gleichermaßen auf eine Unterdrückung der Sozial­
demokratie und der Nationalsozialisten in Österreich hinausläuft, 
Sympathien entgegenbringt . . . "&5 

Die Frage war a lso, wer in Österreich Einfluß gewinnen 
sollte: das fasl1listische Italien oder das faschistische Deutsch­
land. Diese Frage mußte vor allem von jener Partei beant­
wortet werden, die den österreichischen Bundeskanzler stellte: 
von der Christ lich-Sozialen Partei. über die Situation in dieser 
Partei schrieb Buchheim in seiner "Geschichte der christlichen 
Parteien in Deutschland": 

"Die österreichischen Christlich-Sozialen brachten noch die Erb­
schaft eines populären, wenn auch natürlich nicht rassisch gemein­
ten Antisemitismus mit. Lueger hatte ihn mit der Zeit zurücktreten 
lassen; Seipel ließ ihn nicht aufkommen. Aber manche fanden es 
bequem, mit ihm demagogische Erfolge zu erzielen. Auch die an­
spruchsvoll auftretende Wochenschrift ,Schönere Zukunft' von Jo­
seph Eberle gefiel sich manchmal in antisemitischen und antidemo­
kratischen Ausfällen. Sie gehörte 1930 zu denen, die eine reichlich 
zweideutige Haltung zu Hitlers Wahlerfolg einnahmen. So waren, 
als Hitler die ,Macht' ergriffen hatte, nicht nur die österreichischen 
,Großdeutschen', sondern auch manche Christlich-Soziale anfällig 

M Im Grunde wurde durch diese Entwicklung bestätigt, was Ernst 
Thälmann in seinem Aufsatz "Das Zentrum, die führende Partei 
der deutschen Bourgeoisie" (in "Die Internationale", 1/1932) zur 
Charakterisierung der Deutschen Zentrwnspartei ausgeführt 
hatte. 

~ "Rhein-Mainische Volkszeitung" vom 19. Apri11933 
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für den Nazigeist. Der Bundeskanzler Engelbert Dollfuß. der sich 
als Schüler Seipels fühlte, war aber entschlossen die Selbstä ndig-
keit Österreichs zu verteidigen. . . ' 

Dollfuß glaubte. die Position mit demokratischen Mitteln nicht 
halten zu können, Er suchte aus der Enzyklika ,Quadragesima Anno' 
die Grundlagen für den Bau eines ,Christlichen Ständes taats' zu 
gewinnen und wurde dadurch an die Seite der faschistischen Heim­
we,:r~e'-Yegung des Fürsten Starhemberg gedrängt. Beim national­
sozIalistischen Putsch vom 25. Juli 1934 wurde er ermordet."5G 

Genauer beschrieb der österreichische Historiker Adam von 
W a n d r u s z k a die Atmosphäre im "christlich-konservativen 
Lager": 

"Eine neue Generation, die ,Frontgeneration' des Ersten Welt­
krieges, drängt, wie überall in Europa, so auch in Österreich, nach 
vorne, an die Madlt, in die verantwortlichen Stellen. Es ist zugleich 
die G.eneration der Seipel-Schüler, der Schüler des späten Seipel, 
des bitteren Kritikers an den Auswüchsen der Parteienherrschaft, 
an der ,Formaldemokratie', des Mannes, der in der seit 1927 ein­
getretenen Erstarrung der innerpolitischen Fronten immer mehr an 
der Möglichkeit zweifelte, mit den traditionellen parlamentarischen 
Mitteln an einer Gesundung des öffentlichen Lebens zu gelangen; 
es ist aber auch die Generation, die unter dem Einfluß der von 
Othmar Spann und seiner Schule zu neuem Leuchten gebrachten 
romantischen Stände- und Ganzheitslehre steht, während draußen , 
jenseits der rot-weiB-roten Grenzpfähle, in Italien, Ungarn, Polen, 
Jugoslawien, Portugal und schließlich und vor allem im benach­
barten Deutschland korporative Ordnungen, Ständestaatsversuche, 
Diktaturen oder diktaturähnliche Regierungsformen sim allent­
halben durchsetzen oder bereits durchgesetzt haben. Mussolini, Kö­
nig Alexander von Jugoslawien, Horthy, Pilsudski, Codreanu, Sa­
lazar, Brüning. Papen, Schleicher, Ritler - es ist die Stunde der 
,starken Männer' in Europa. Auch in Österreich hält man schon seit 
langem nach dem ,starken Mann' Ausschau, wie in den anderen 
politischen Lagern, vor allem im ,nationalen', so auch im christlich­
sozial-konservativen ... " ~7 

Weiter schrieb von Wandruszka: 

!lIr: der katholischen Akadem.ikerschaft, im CV (Cartell-Verband), 
wIe m den durch die Begegnung mit der deutschen Jugendbewegung 
entstandenen Akademikergruppen herrschen die Ideen Seipels und 
der Spann-Schule und zugleich streckenweise ein tiefes Mißtrauen 
gege~ die ~lt~re Ge~eration der christlichsozialen Parlamentarier. 
Ähnlich WIe 1m ,nationalen' Lager hat sich auch hier ein starker 
Zwiespalt zwischen der älteren und der jüngeren Generalion auf­
getan, und diese Kluft wird durch das Nachwirken alter nur äußer­
lich überwundener Gegensätze, vom Sieg Kunschaks ' und seines 
,Reichsbundes' über die katholische Jugendbewegung Orels in der 
Vorkriegszeit an, vertieft und erweitert. ,Erneuerung', ,Führung 
und Gefolgschaft' , ,Führertum', ,Ständische Gliederung', ,Organi­
scher Aufbau ', ,Reichsgedanke' sind auch hier die Leitworte des 
Tages - trotz der Ablehnung der fasdlis tisch-totalitären Staats-

56 a . a 0 ., S. 373f. 
&7 "Geschichte der Republik Österreich", herausgegeben von Prof. 

Dr. Dr. Heinrich Benedikt, Wien 1954, S. 337/:' vgJ. auch: Otto Forst 
de Battaglia, "ZwischeneurQpa", Frankfurt M. 1954 

34 

vergötzung, die man durch .Universalismus' und ,Organismus­
gedanken' zu überwinden hofft . .. Als Gegengewicht gegen die 
Heimwehr wie zur Erneuerung der Chris tlichsozialen P artei grün­
dete Doll!uß die ,Vaterländische Front'. Durch sie sollte vor allem 
der zum.~l nach der Machtergreifung Hitlers im Deutschen Reich 
am 30. Janner 1933, nun auch in Österreich in besorgniserregender 
Weise anschwellenden nationalsozialis tischen Bewegung ,der Wind 
aus den Segeln' genommen werden. Das historische Jubiläum des 
Jahres 1933, die 250-Jahr-Feier der Türkenbelagerung von 1683, 
schien die. Gelegenhei~. zu biet~n, mit der Erinnerung an das barocke 
HeldenzeItalter der Turkenkrlege Österreichs eine christlich-abend­
ländische, eur~päisch verankerte, neuösterreichische Ideologie zu 
schaffen, wobeI der Mahnruf des Merkantilisten Hoernigh Oster­
reich über allen, wenn es nur will' zum Leit- und Kampf~ut er­
hoben wurde. G'erade um die in diesen Konditionalsatz gefaBte 
Frage !lach dem Willen der österreichischen Bevölkerung, Dollfuß 
und semem Nachfolger Schuschnigg auf dem Wege eines radikalen 
Staatsumbaues zu folgen, sollte dann das Ringen der nächsten Jahre 
gehen. 

Die ,Selbstausschaltung des Parlaments' in der schicksalhaften 
Sitzung vom 4. März 1933 eröffnete den Weg zu einer verschleierten 
Diktatur. AußenpOlitisch boten die westlichen Demokratien mora­
lische, das Italien Mussolinis tatkräftige erwünschte Hilfe, während 
Dollfuß der Gefahr der überwältigung durch den Faschismus von 
außen und innen, durch Mussolini und die Heimwehr, durch den 
Rückhalt beim geistlichen Rom, der katholischen Weltkirche, und 
ideologisch, durch Berufung auf die Enzyklika ,Quadragesimo anno', 
zu entgehen suchte. Hatte doch Seipel selbst durch seine Stände­
lehre zur Formulierung der großen Gesellschaftsenzyklika ,Qua­
dragesimo anno' beigetragen. Nun, nach der Selbstausschaltung des 
Parlaments, verwies Funder in der ,Reichspost' auf die Möglich­
keit, mit Hilfe der Enzyklika ,aus dem Swnpf' der so unerquicklich 
gewordenen inneren Situation herauszukommen. Am 9. September 
1933 erklärte DoUfuB dann bei der Katholikentagsfeier im Wiener 
Stadion: ,Wir werden ständische Formen und ständische Grund­
lagen, wie sie die ,Quadragesima anno' so schön verkündet, zur 
Grundlage des Verfassungslebens nehmen; wir - ein kleines Land 
- haben den Ehrgeiz, das erste Land zu sein, das dem Ruf dieser 
herrlichen Enzyklika wirklich im Staatsleben Folge leistet."' r.8 

Diese Ausführungen Wandruszkas sind zweifellos sehr auf­
schlußreich. Allerdings wird in ihnen ein Vorgang sehr un­
vollkommen und offenbar bewußt verschwommen dargestellt: 
die Selbstauflösung der Christlich-Sozialen Partei. Im Streben 
nach dem Aufbau eines Ständestaats mußten die traditioneÜen 
Parteien für Dollfuß ein Hindernis sein; er ließ daher die "Va­
terländische Front" bilden und damit die Parteien faktisch li­
quidieren. Die Selbstauflösung der Christlich-Sozialen Partei 
erfolgte am 14. Mai 1934. Der von Wandruszka erwähnte Nestor 
der katholischen Publizisten Österreichs, Dr. Fun d e r , be­
richtete darüber in seinen Memoiren unte r anderem: 

"Das jähe Ende, das bru tal und halb rätselhaft 1933 den öster­
reichischen Parlamentarismus befallen hatte, riß in rascher Folge 
auch das politische Parteiwesen zu Boden. Am 14. Mai 1934 erreichte 
das Schicksal auch die Christlichsoziale Partei. 

:os a. a. 0. , S. 338ft. 
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Der Personenkreis, in dem sich die von Abschiedsstimmung über­
schattete Feierlichkeit vollzog, war der Klub des Nationalrats, nicht 
die Partei, in deren Namen die Bundesparteileitung zu beschließen 
gehabt hätte. Aber er repräsentierte den Führerstab der Partei, und 
wenn er sein Präsidium, so wie es geschah, ermächtigte, ,alle mit 
der Liquidierung des Klubs zusammenhängenden Entscheidungen 
selbständig zu treffen', so war in der damaligen Periode des. Ab­
baues der bisher gültigen politischen Formen die Tragweite der 
Ankündigung eindeutig. Die ausgebrochene Krise der Demokratie 
führte zu unabsehbaren Opfern. 

Die Bedeutung des Geschehens wurde noch dadurch unterstri­
chen, daß Bundeskanzler Dr. Dollfuß, begleitet von fünf Regie­
rungsmitgliedern, zu dieser Beschlußfassung erschienen war. Es 
nahmen an der Sitzung 62 National- und 28 Bundesräte, vier ehe­
malige Nationalräte, Dr. Czermak als geschäftsführender letzter 
Bundesparteiobmann und ich teil. Entschuldigt hatten sich Dr. 
Schuschnigg und die Landeshauptleute von Salzburg und Tirol, 
Dr. Rehrl und Dr. Stumpf. 

Leopold Kunschak, ihm, der die Verkörperung gelebter christlich­
sozialer Parteigeschichte war, fiel die Aufgabe zu, bei diesem Tref­
fen der christlichsozialen Volksbeauftragten im Parlament Rück­
schau zu halten über Wesen und Wirken des christlichsozialen Füh­
rerstabes, der jetzt nach fast einem halben Jahrhundert seines Be­
standes Abschied nehmen sollte von der Stätte, an der seine Mit­
glieder mit dem Einsatz ihrer Volksverbundenheit und Vaterlands­
liebe grundsatzgetreu mitgeschaffen hatten ... 

Nach einem kurzen überblick auf die Ministerien Dr. Ender und 
Dr. Buresch erinnerte Leopold Kunschak daran, daß Dr. Dolltuß, 
1932 an die Spitze der Regierung berufen, damit die Aufgabe über­
nahm, gefahrendrohender Schwierigkeiten Herr zu werden, und es 
das Ergebnis seiner Politik war, daß die Lausanner Verträge 
schließlich zustande kamen; ohne sie hätte Österreich schweren Er­
schütterungen, sogar der Bedrohung seiner staatlichen Existenz, 
nicht entgehen können. 

So sind die Gedanken und die Kräfte, die für den Bestand Öster­
reichs und das Wohl des österreichischen Volkes aufgeboten wur­
den fas t ausnahmslos aus den christlichsozialen Reihen gekommen. 
Oh~e Christlichsozialen Klub, ohne die Mitarbeit christlichsozialer 
VOlksbeauftragter, ohne Parlament - sagte besorgt an dieser Stelle 
Kunschak - wird nun Dollfuß seinen Weg gehen müssen. 

,Wir können', schloß Kunschak seinen parteigeschichtlichen Rück­
blick, ,in dieser Stunde nichts anderes tun, als zum Ausdruck briI'!-­
gen, daß den Bundeskanzler auf seinem weiteren Wege unsere hei­
ßesten Wünsche begleiten und daß wjr alle, wenn uns auch Mandat 
und Zugehörigkeit zu diesem Klub nicht mehr binden, freiwillig, 
wo immer es sein kann, den Bundeskanzler unterstützen werden. 
Die Dinge liegen so, daß der Kanzler der Mitwirkung jedes einzel­

. nen nicht entraten kann. Verfassungsgesetze konstruiert man in 
den Ministerien und macht sie im Ministerrat. Aber dem Gefäß den 
Inhalt zu geben, die Verbundenheit der Verfassung mit der Volles­
seele herbeizuführen, das i st das große Problem, von dessen Lösung 
alles abhängt. Und dieses Problem kann nicht gelöst werden, wenn 
nicht bis ins letzte Dorf hinaus die Menschen diese Verfassung ganz 
verstehen und für sie einzutreten lernen. Dazu mitzuhelfen wollen 
wir uns vornehmen und ausführen. Uns selber aber dürfen wir in 
dieser Stunde sagen: Eine ehrliche Gewissenserforschung läßt uns 
ersehen, daß der ChrisUichsoziale Klub zu allen Zeiten, von der 
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Gründungszeit in der alten Monarchie, während des staatlichen 
Umsturzes und dann im neuen Österreich, unter den härtesten Ver­
hältnissen das Seine ohne zu wanken getan hat. Unser Gewissen 
ist rein. Wir treten ab von unserem bisherigen Wirkungskreis in 
dem stolzen Bewußtsein treu erfüllter Pflicht.' 

Die Stimmen sind späterhin nicht verstummt, welche in leiden­
schaftsloser Erwägung die aus einem Notstand geborene Aqsschal­
tung des zuverlässigen und unersetzbaren Helfers der Staatsfüh­
rung als folgenschweren Fehler erkennen wollten. 

Bundeskanzler Dr.Dollfuß, der nach dem Berichte Kunschaks 
sich erhob richtete an den Klub und die Christlichsoziale Partei 
Dankeswo~te ,im Namen des Vaterlandes' ; unter schwierigsten Ver­
hältnissen habe die Christlichsoziale Partei ihre Pflicht für Land 
und Volk erfüllt. Wenn sie nicht gewesen wäre, dann würde es 
heute keine Vaterländische Front geben. Der Kanzler glaubte, an­
fügen zu dürfen: ,Das, was in diesen Jahren lebendig geworden ist 
an vaterländischem Bewußtsein, hat in der Vaterländischen Front 
eine Form erfunden, wie wir sie in Österreich kaum jemals ge­
sehen.'''59 

Wandruszka hatte schon auf die Rolle hingewiesen, die die 
Katholische Kirche in ihrer Einflußnahme auf die Politik von 
Dollfuß spielte. Darüber gibt es noch mehr Material. In seiner 
Arbeit "Der geschichtliche Ablauf der Ereignisse in österreich 
von 1918 bis 1945" betonte Walter GoI d i n ger: 

Dollfuß hatte sich . . . zu Ostern überraschenderweise nach Rom 
begeben. Er wollte sich über die Einstellung Mussolinis und des 
Vatikans zum nationalsozialistischen Deutschland Klarheit ver­
schaffen. In beiden Fällen gab es Unsicherheitsmomente. Man wußte 
nom nicht, wie weit sich Deutschland und Italien angesichts der 
Verwandtheit der beiden Staatsideologien nahekommen würden. 
Der Vatikan schloß damals das Reichskonkordat ab. Bei seiner 
Rückkehr aus Rom brachte Dollfuß die beunruhigende Gewißheit 
mit daß für Mussolini die italienischen Interessen im Donauraum 
durCbaus im Vordergrund standen, ohne daß er in den Fragen der 
großen Politik einer Zusammenarbeit mit Ritler abgeneigt war."110 

Noch deutlicher ist der Hinweis Goldingers auf die Tatsache, 
daß Anfang 1934 "die Kirche durch Zurückziehung der Priester 
aus dem öffentlichen Vertretungskörpem dargetan hatte, daß 
sie von den Parteien, auch den Christlich-Sozialen, nichts, alles 
aber vom kommenden Ständestaat erwartet". So wie die katho­
lische Kirche ein Jahr früher aus dem "Schatten der Zentrums­
politik" herauswollte, so ein Jahr später die Kirche in öster­
reich aus dem der Christlich-Sozialen!61 Dafür erhielt sie in 

~ Friedrich Funder, "Als Österreich den Sturm bestand", Wienl 
München 1957, S.107ff . 

00 a. a. 0., S. 202 
61 ebenda, S. 214 bzw. S.223. - Überdies hat Schuschnigg in seinen 

Memoiren "Dreimal österreich", Wien 1938, festgestellt: "So kam 
es nach bewegten Sommermonaten zum Zweiten Deutschen Ka­
thOlikentag in Wien, der im September 1933 seinen Anfang nahm. 
Dieser Katholikentag war absichtlich als gesamtdeutscher Katho­
likentag gedacht und wurde verbunden mit der 25o-Jahr-F~er 
der Türkenbefreiung Wiens im J ahre 1683. Kanzler Dollfuß hielt 
in diesem Zusammenhang am Trabrennplatz seine große pro-
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beiden Fällen das Konkordat. Am 1. Mai 1934 wurde es - nach 
beinahe ebenso langen Vorarbeiten wie in Deutschland - publi­
ziert. 

Es kann hier nicht der Ablauf des Konkurrenzkampfes zwi­
schen Hitler und Mussolini in Österreich geschildert werden; 
dieser ist auch irrelevant für das, was hier herausgearbeitet 
werden soll: für die Affinität des Klerikalismus zu den autori­
tären Regimen, seien sie faszistischer, nazistischer oder "austro­
faschistischer" Natur, vor allem aber für die Opferung der 
christlichen Parteien und für die damit koordinierte Beförde­
rung der Konkordats-Politik. - Wie die KatholisChe Kirche in 
Österreich erst die Dollfußsche Nuance des Faschismus akzep­
tierte und förderte, so akkomodierte sie sich später der Hitler­
smen Anschlußpolitik. Goldinger bemerkte hierzu: 

"Auch die kirchliche Hierarchie fand sich zunächst nicht zurecht. 
Ihre Lage war dadurch erschwert, daß sie sich in den vergangenen 
Jahren allzuweit für den autoritären Staat exponiert hatte, der sich 
die Durchführung der G'edanken der päpstlichen Enzyklika ,Qua­
dragesimo anno' vorgenommen hatte. Einwände und Warnungen, 
die aus dem Kreise der früheren Christlichsozialen selbst bei der 
Kurie erhoben wurden, fanden wenig Beachtung ... Vorerst wurde 
aber der Versuch einer Anpassung gemacht. Auch auf die hohen 
kirchlichen Würdenträger wirkte die in den ersten Tagen nach dem 
Anschluß noch gehobene Stimmung, die in der Bildung einer Ar­
beitsgemeinschaft für den religiösen Frieden Ausdruck. fand. Dazu 
kam, daß Papen sich für einen Besuch des Erzbischofs von Wien, 
Kardinal Innitzer, bei Hitler einsetzte. Daran hänge das Schicksal 
der Kirche i n Österreich. Bei dem Empfang, der dann stattfand, 
gab Hitler weitgehende Zusicherungen in der Frage der Jugend­
erziehung, einen Punkt, auf den es der Kirche in der Hauptsache 
ankam. Davon wurde nichts gehalten, obwohl sich die Bischöfe am 
18. März zu einer Erklärung verstanden, in der die grOßdeutsche 
Lösung der österreichischen Frage anerkannt und die Leistungen 
des Nationalsozialismus auf sozialem Gebiet hervorgehoben wur­
den. Die Versprechungen gingen so weit, daß sich die Bischöfe zur 
Hoffnung berechtigt glaubten, aus einem Modus vivendi in Öster­
reich würde auch der deutsche Katholizismus, der trotz Reichs­
konkordat seit Jahren schweren Bedrückungen ausgesetzt war, 
Nutzen ziehen können. Hitler hatte in Aussicht gestellt, er werde 
am Vorabend der Volksabstimmung entsprechende Erklärungen 
abgeben."62 

grammatische Rede, in der die überwindung der · Parteien, die 
Beseitigung des Parteienstaats, die Schaft'ung der Vaterländischen 
Front und die Inangriffnahme einer neuen, berufsständischen 
Verfassung des deutschen, christlichen Österreich verkündet wur­
de . .. Der ganze Katholikentag war in seiner Vorbereitung schon 
stark auf den gesunden Gedanken der Verbindung echten na­
tionalen Denkens mit kathOlischem Wirken aus österreichischer 
Blickschau eingestellt ... Dollfuß, der durch Abschluß des Kon­
kordats die in manchen Fragen ungeklärte rechtliche Lage der 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche in vertraglich gesicherte 
Ordnung brachte, lieh dem Katholikentag gewiß die Autorität 
und den Glanz offizieller staatlicher Beteiligung . .. " (a. a. 0 ., 
S. 226ff.) 

G2 ebenda, S. 275 f. 
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Es ist sehr aufschlußreich, daß auch in ÖstelTeich "Katho­
lische Nationale" sehr aktiv waren, die die Gewöhnung der 
österreich ischen Katholiken an den Hitlerfaschismus betrieben 
(wie in Italien die von Buchheim erwähnten Klerikalfaschisten, 
und wie in Deutschland die rechten Kreise des Zentrums). 
Wandruszka nennt hierbei unter anderem die Namen v.o n 
Sr b i k, der Anfang der zwanziger Jahre mit dem damaligen 
Theologieprofessor und späteren Erzbischof I n n i t zer im 
Kabinett Schober gesessen hatte, Josef Na die r, dem Ger­
manisten, und (Natürlich!) Othmar Spann, weiter die der später 
allerorten unrühmlich bekannt gewordenen S e y ß - I n qua r t 
und Glaise - Horstenau,63 

Natürlich kann auch die Rolle Papens a ls Hitlers Botschafter 
in Wien hierbei nicht unberücksichtigt bleiben. P apen hatte sich 
schon 1931 in die österreichisme Innenpolitik eingemischt, als 
er Ende A pril auf dem Parteitag der Christlich-Sozialen Partei 
in Klagenfurt als Vertreter der Zentrumspartei eine "groß­
deutsche" Rede hielt. Funder berichtete darüber in seinen Er­
innerungen: 

"Er (Papen. G. W.) pries den engeren wirtschaftlich.en Kon~akt 
der beiden deutschen Staaten als ,die Anerkennung· emer Pflicht, 
in einem der sozialen und wirtschaftlichen Verwüstung Europas 
hinstrebenden Zustand die wirtschaftliche Souveränität der beiden 
Staaten auch über Schwierigkeiten hinweg zu erkämpfen". Das war 
in der bedrängten Lage Österreichs eine Rede auf Hals- und Bein­
bruch gewesen. Die Delegierten nahmen die mit Elan vorgetragene 
Äußerung des Gastes r;nit dem respektvollen Schweigen des Haus­
herrn auf, der gegen seinen Ehrengast nicht polemisieren kann. 
Zum Glück ging die Rede in der Zeitungsberichterstattung fast 
völlig unter . 

Das Erscheinen Papens auf dem Parteitag hatte peinliche Begleit­
umstände gehabt. Er war gekommen, begleitet von einem national­
sozialistischen Publizisten, dem von seinem streitbaren Auftreten 
in Tirol her bekannten Herrn von In der Maul', der sich neben den 
Delegierten niedergel'assen hatte. Der Leiter des Ordnungsdienstes, 
Hofrat Dr. Kolassa, mußte den ungeladenen Gast um Verlassen des 
Saales ersuchen. Herr von Papen entschuldigte sich, er habe seinen 
Begleiter, der ihm in der Deutschen Gesandtschatt in Wien zu­
geteilt worden sei, nicht näher gekannt. 

Reichstagsabgeordneter von Papen wohnte gleich mir im Hotel 
Mosel'. In der Mittagspause begegneten und begrüßten wir einan­
der, da wir uns seit 1928 von der Pressa in Köln und einem Kon­
greß katholischer Zeitungsleute in Brüssel her kannten. Papen 
hatte damals, wen'ige Jahre, bevor er in der deutschen Republik 
zu hohen Ämtern kam, in einer langen, mit Charme geführten 
nächtlichen Unterredung sich bemüht, mich - ausgerechnet mich -
von den Aussiebten einer monarchistischen Restauration eines 
hohenzollernschen Großdeutschlands, das Österreich einschließen 
würde - natürlich ohne Habsburger -, zu überzeugen. Das Ge­
spräch war für mich interessant und illustrativ gewesen. Einen an­
deren Ertrag erhielt es nicht. Diesmal, in der Landeshauptstadt 
Kärntens, wurde unser Gespräch von Herrn von Papen mit der 
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Miene eines Gekränkten eröffnet: ,Ich muß Ihnen gestehen, daß 
ich von einem Erlebnis des heutigen Vonnittags erschüttert bin. 
Ich habe an diese Tagung eine Begrüßungsrede gehalten, in der ich, 
wie ich glaube, warmen Ausdruck für die Schicksalsverbundenheit 
und Interessengemeinschaft Deutschlands und Österreichs gegeben 
habe. Auf diese Begrüßung hat sich keine Hand zum Beifall unter 
den Versammelten erhoben, und nicht ein einziges Wort hat, w:Ie 
es sonst üblich ist, auf eine nicht bedeutungslose Rede des Gastes 
geantwortet. Was geht hier vor? Was ist die Ursache dieses in der 
Tat verletzenden tödlichen Schweigens? Erklären Sie mir dieses 
Rätse!!' 

Herr von Papen sprach eindringlich und erregt. Ich schenkte ihm 
reinen Wein ein und setzte ihm freundlich auseinander, daß wir 
österreicher die Freundschaft mit Deutschland ehrlichen Sinnes 
ehren und pflegen wollen. Aber es wäre ein Mißverständnis, daraus 
einen österreichischen Verzicht auf das Eigenwesen, die Freiheit 
unseres Landes zu erwarten. Im gemeinsamen Interesse müßten 
Zweideutigkeiten und Irrtümer in dieser Beziehung um so mehr 
vermieden werden, als eine in falsche Richtung führende Propa­
ganda über die deutschen Grenzen zu uns hereindränge und die 
gute Nachbarschaft in bedauerlicher Weise störe. Mein Gegenüber 
möge es deshalb nicht mißverstehen, wenn auf seine Begrüßungs­
worte nicht das erwartete Echo gekommen sei; ich knüpfte daran 
die Bitte, daraus nicht die Abweisung seiner bezeigten freundlicllen 
Gesinnung herauszulesen zu wollen."6( 

Als Dollfuß von österreichsichen Faschisten ermordet worden 
war und sich Hitler in Österreidl isoliert fühlte, mußte der 
"katholische" Politiker von Papen Hitlers Positionen in Öster­
reich zu retten versuchen. Funder bemerkte: 

"In der Nacht nach jenem 25. Juli, da der Kanzler Dollfuß bei 
dem nationalsozialistischen Anschlag gegen die österreichische Re­
gierung unter den Kugeln eines Putschisten verblutete, wurde Pa­
pen in Berlin aus Bayreuth von Hitler ans Telephon gerufen, der 
in höchster Erregung von ihm verlangte, sofort nach Wien zu reisen 
und dort auf dem Schauplatz der Tragödie nach dem Rechten zu 
sehen. ,Sie sind die einzige Person', hatte ihn Hitler beschworen, 
,die die Situation retten kann. Ich flehe Sie an, meine Bitte aus­
zuführen!' Als Papen am Morgen des 26. Juli in Bayreuth bei Ritler 
erschien, um über sein Mandat zu verhandeln, fand er dort, wie er 
in seinem dem Wiener Prozeß vorgelegten Memorandum berich­
tet, ,Hitler und seine ganze Umgebung aufgeregt wie ein Ameisen­
haufen'; es war schwer, ein annähernd genaues Bild über den 
Putsch in Wien und die Rolle der Anstifter Hitlers zu bekommen. 
Sogar wenn jemand in voller Unwissenheit der verschiedenen Um­
stände in diese Versammlung gekommen wäre, so hätte er mit 
einem Blick ersehen, daß sie ein sehr schlechtes Gewissen hatten 
und nun die Folgen fürchteten.' 

In seinem nächtlichen Telephongespräch aus Berlin hatte Papen 
noch abweisend gegenüber Ritler erklärt: ,Nach allem, was ge­
schehenist, können Sie von mir nicht erwarten, ohne genaue Kennt­
nis der Erlebnisse oder der Politik, die in Wien folgen wird, eine 
Aufgabe zu übernehmen. Der 30. Juni hat zwischen uns eine un­
überbrückbare Kluft geschaffen!' Ein paar Wochen später war diese 
Kluft bereits geschlossen, und Papen war als von }fitler mit höch-
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sten Versicherungen ausgestatteter Vertrauensträger in Wien mit 
dem Titel eines Außerordentlichen Gesandten eingetroffen. Er kam 
mit dem Mandat, eine Verständigung anzubahnen, die einen Akt 
der Versöhnung und des Friedens bezeugen und - w:Ie es die Öster­
reicher verstanden - vor allem auch den Angriffen auf die Frei­
heit und Selbständigkeit Österreichs in jeder Weise ein Ende setzen 
sollte. Man muß sich diese knappen Zusammenhänge vorhalten, 
um Papen, den Hauptakteur in dem Ablauf des Dramas, zu ver­
stehen. 

Doch es war so viel bis zur verbrecherisdlen Gewalt gesteigertes 
Böses geschehen, daß das Abkommen von dem ersten Tag seiner 
Geltung an von Mißtrauen umschattet war. Argwohn richtete sich 
gegen jeden, der als Unterhändler der Werkstatt dieses Abkom­
mens in der Nähe kam, nicht zuletzt gegen Papen, der, im Gegen­
satz zu den um den illegalen Gauleiter Leopold gescharten aktions­
durstigen Plänernachern, das Abkommen brauchbar zu machen 
suchte für eine Politik der geduldigen schrittweisen Annäherung 
an das Ziel eines gewaltlosen Anschlusses. Eines Tages sollte der 
Anschluß wie ein reifer Apfel dem Gärtner in den Schoß fallen. 
Das war nun gegen das Vertragsziel, das dem österreichischen Part­
ner vorschwebte. Wo aber Papen hinauswollte. das nagelte er spä­
ter in seinem Memorandum über Österreich mit aller wünschens­
werten Lesbarkeit an: ,Meine erste Aufgabe auf diplomatischem 
Gebiet war, das österreichische Problem seines europäischen Cha­
rakters zu berauben und es langsam in ein ausschließlich internes 
Problem zwischen dem Reidl und Österreich zu entwickeln.' 

Das war die Diplomatie des Gärtners mit dem reifen Apfel. Nicht 
minder vielsagend versicherte Papen dem Führer und Reichskanz­
ler Hitler in einem am 27. Juli 1935 aus Wien datierten Kurierbrief: 
,Der Nationalsozialismus muß und wird die neue österreichische 
Ideologie überwältigen.' "65 

Nachdem Papen mitverantwortlich für die Liquidierung des 
deutschen Zentrums geworden war, wurde er nun auch noch 
Totengräber der Christlich-Sozialen in Osterreidl! Buchheim 
charakterisierte diese Tatsache dahingehend, daß der "Angriff 
der Nationalsozialisten auf österreich die Fortsetzung des 
Kampfes Papens und Hitlers gegen Bayern war".ft6 

VI 

In diesem Zusammenhang muß noch Licht auf einige Vor­
gänge im Jahre 1932 geworfen werden, die mit der Entwick­
lung in Bayern und dem Staatsstreich Papens in Preußen 
zusammenhängen - also mit jenen Ereignissen, die Otto 
Nu s c h keim Preußischen Landtag damals treffend wie folgt 
charakterisiert hatte: 

(i5 eben da, S. 254 f. 
G6 a. a. 0., S. 372 t. 

.. Der Nazi rief, 
der Papen lief, 
er war nicht aufzuhalten .. "67 

67 Otto Nuschke, "Reden und Aufsätze, 1919 bis 1950", Berlin 1957, 
S. 87 (Rede vor dem Preußischen Landtag am 30. August 1932) 
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Buchheim schrieb hie rüber , 

... Am 20. Juli erfolgte der entscheidende Schlag gegen Preußen: 
die gewaltsame Absetzung der Staatsregierung und die Unterstel­
lung unter die Reichsgewalt. Zum Widers tand kam es nicht; die 
Kraft der organisierten Arbeiterschaft, die ihm h ätte Rückhalt 
geben müssen, war durch die Wirtschaftskrise gebrochen. Die preu­
ßische Regierung protestierte nur durch eine Klage beim Leipziger 
Reichsgericht, der sich Bayern und Baden anschlossen. Fast alle 
Länderregierungen lehnten die Politik Papens ab. Ende Oktober 
kam der Kanzler persönlich nach München, um Bayern umzustim­
men. Aber am 1. November schnitt Ministerpräsident Held in einer 
Rede in Stuttgart die Verbindungsfäden, die er spinnen wollte, 
endgültig ab. Die Haltung der politischen Kräfte Bayerns war nicht 
allgemein zustimmend. Der Industriellenverband und die monar­
chistischen Kreise glaubten der Versicherungen Papens, daß er die 
Staatshoheit Bayerns achten werde. Sie hielten es für möglich, mit 
seiner Zustimmung zur Wiedererrichtung der bayrischen Monar­
chie zu gelangen. Der ,Heimat- und Königsbund' erklärte sidl fü r 
Papen. Auch nach seinem Sturz Anfang Dezember gingen diese Be­
strebungen weiter. Um die Jahreswende erschienen die ,Süddeut­
schen Monatshefte' des Professors Coßmann in München mit der 
überschrift ,König Rupprecbt'. Man wollte das Amt Kahrs erneuern 
und den bayriscben Kronprinzen als ,Generalstaatskommissar ' ein­
setzen. Die Führer der Bayrischen Volkspartei und Kronprinz 
Rupprecht selbst waren von der Untauglichkeit dieser Pläne über­
zeugt."G8 

Es war in dem ereignisreichen November 1932, daß sich Ver­
treter der österreichischen Christlich-8ozialen und der Bayri­
sehen VOlkspartei, der "Bruderpartei" des Zentrums, trafen. 
Funder berichtete über diese Konferenz: 

"In Salzburg trafen sich am 19. November 1932 Österreicher mit 
ihren bayriscben Freunden - der dlristlichsoziale Partei obmann 
Vaugoin , Bundeskanzler Dollfuß, Landeshauptmann Dr. Rehrt, Dr. 
Kienböck, Dr. Ramek, Parteisekretär Abgeordneter Schönsteiner, 
ich - und ihre Gäste: Ministerpräsident Dr. Held , der Präsident der 
Landtagsfraktion, Prälat Dr. WOhlmuth, die Abgeordneten Dr. 
Schlittenhacher, Dr. Hundhammer, Prälat Dr. Leicht und Dr. Schäf­
fer und noch einige Herren. Der eingehende Gedankenaustausch 
galt zunächst der in Deutsch land durch die jüngst e Entwicklung 
geschaffenen Lage. Die Darstellung aus bayrischer Sicht war ernst, 
aber zuversichtlich, jäher überwältigender Ereignisse nicht gewär­
tig. Um die Person des greisen Reichspräsidenten konzentrierte 
sich der Kampf um die Macht; die Besorgnis sei , ob Hindenburg, 
der am Grabesrande stehende a lte Mann, den in seine r Nähe nach 
der Herrschaft greifenden Elementen gewachsen sein werde. Alles 
werde darauf ankommen, daß die Nachfolgerschaft Hindenburgs 
in redliche Hände gelangen werde. Scharfe Kritik wandte sich gegen 
Pppen, der als Reichskanzler und Vertrauensmann Hindenburgs 
die Verordnungsgewalt des ReichspräSidenten zugunsten partei­
politischer Mächte mißbrauche. In der ansd:lließenden Österreich­
debatte beschäftigte man sich mit dem Anschlußfeldgeschrei aller 

GI! 8. a. 0., S. 37lf. - Was die Bemerkung Buchheims über die Ar-
beiterbewegung betrifft, muß ihnen energisch widersprochen 
werden. Vgl. dazu den Aufsatz Albert Nordens im "Neuen 
Deutschland" vom 20. Juli 1962 
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nationalistischer Riten. Die Österreicher erhielten von ihren bay­
rischen Freunden den dringenden Rat, nicht einen Schritt in der 
Verteidigung der österreichischen Unabhängigkeit zurückzuwei­
chen; jeder auch nur scheinbare Erfolg des nationalistischen An­
scblußgelärms in Österreich komme dem gemeinsamen Feind in 
Deutschland zustatten. Der geführte Meinungsaustausch im Geiste 
nachbarlicher Freundschaft dauerte bis in die Abendstunden. Er 
zeigte Übereinstimmung in der grundsätzlichen und taktischen Be­
handlung der schicksalsschwer obschwebenden Probleme. Als sich 
die bayrischen Gesinnungsfreunde verabschiedeten, hatte wohl kei­
ner von ihnen eine Vorstellung, daß wenige Wochen später der 
Terror, alle Schranken niederbrechend, durch Bayern rasen werde 
und die meisten Herren als Opfer des gegen die Bayrische Volks­
partei und das Zentrum geführten Gewaltstreiches ihrer Freiheit 
beraubt sein würden."os 

Die Illusionen, die die Bayrisehe Volkspartei 1932/1933 hatte, 
waren also einerseits dieselben, die die Zentrumspartei hatte; 
andererseits waren sie speziflscherNatur. Was die "besonderen" 
Illusionen der BVP betrifft, so sei zunächst noch e inmal Buch­
heim zitiert: 

"Als Ritler in Berlin zur Regierung gekommen war, suchten Held 
und Schäffer durch Verhandlungen mit ihm die Schonung der bay­
rischen Staatshoheit zu erlangen. Sie bekamen die Versicherung, 
daß das Reich nicht daran denke, nach Bayern einen Kommissar 
zu senden. Die ,Allgemeine Rundschau' legte das mit Recht dahin 
aus, daß es Hitler in der Tat gar nicht nötig haben würde, einen 
Kommissar zu schicken, weil sich dieser innerhalb der bayrischen 
Grenzen :finden werde. Er fand sich in der Person des Generals 
von Epp. Am 9. März 1933 ließ Röhm die SA aufmarschieren und 
stellte der bayrischen Staatsregierung das Ultimatum, Epp ent­
weder unverzüglich selbst alle Machtbefugnisse zu übertragen oder 
s ich dem Zwang zu fügen. Widerstand war unmöglich, sobald der 
Münchner Reichswehrkommandeur erklärte, daß er Gewehr bei 
fuß bleibe. Die Reichswehr war nicht mehr in Schleichers, sondern 
in BIombergs Händen und daher selbst weiter nichts mehr a ls ein 
Machtinstrument Hitlers. Mehrere Minister und Führer der Volks­
partei waren in den nächsten Tagen schweren Mißhandlungen aus­
gesetzt. Die Partei selbst verfiel wie die übrigen nach wenigen Mo­
naten der Auflösung."1o 

Im einzelnen hatte sich der Film der Ereignisse wie folgt ab­
gerollt: Am 1. Februar stellte die Reichstagsfraktion de r Bay­
rischen Volkspartei in einer Verlautbarung fest, daß die Partei 
keine Einladung zu einer Besprechung mit Hitler oder von Pa­
pen erhalten habe und daß daher der Vorwurf an sie (und an 
die Zentrumspa rtei), für die Auflösung des Reichstages verant­
wortlich zu sein, nieht zutreffe. Die Korrespondenz der Bay­
rischen Volkspartei schrieb dazu erläuternd, die Partei habe 

"von jeher ihr Verhalten gegenüber Reichsregierungen sehr ent­
scheidend mit von der Frage abhängig gemacht, wie die Politik 
dieser Regierung gegenüber den Ländern aussieht". 

li,J a. a. 0 ., S . 69 f. 
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Weiter hieß es in diesem KOJiliPlen tar: 

"Das Verhalten der neuen Reichsregierung gegenüber den Län­
dern und gegenüber aU den ernsten Problemen, die sich aus dem 
Verhä~tni~ zwischen Reich und Ländern ergeben, wird heute mehr 
denn Je em Maßstab dafür sein, ob wir es mit einer Reichsregie­
rung. zu tun h~ben, die nach Recht und Gesetz zu regieren gedenkt. 
Das. 1st aber. die Kardinalforderung, öie die Bayrische Volkspartei 
an Jede Regterung stellen muß, daß sie eine Regierung des Rechts 
~.nd de~ Ve!fassungstreue ist. Eine Regierung, die diesen Weg ver­
laßt, wIrd m der Bayrischen Volkspartei ihren schärfsten Wider-
sacher finden." 71 • 

Ähnliche scharfe Töne gaben die führenden Männer der 
Volkspartei noch auf einer Sitzung des Landesausschusses am 
5. rebruar von sich. 

. "Die klare und furchtlose Erkenntnis dieser Situation (daß näm­
h~ das katholische Deutschland als "national minderwertig" be­
zelchnet werde. G. W.), die die Erinnerung an die heroische Zeit 
der alten Zentrumspartei heraufbeschwört, hat die aus dem ganzen 
Bayernlande erschienenen Teilnehmer am Landesausschuß mit 
einer Kampfentschlossenheit ohnegleichen erfüllt, die in den näch­
sten .Kampfwochen das Millionenheer der Bayrischen VOlkspartei 
zu emer Phalanx zusammenschmieden wird, an der die finste ren 
und undeutschen Pläne ihrer Gegner zuschanden werden müssen. 
Für ~iie bayrische ~oUtik hat die Bayrische Volkspartei einen Weg 
gezelgt, der zur Starkung des bayrischen Staates führen soll."12 

So hieß es in einem offiziellen Bericht über die Tagung. -
Doch es dauerte nicht lange, da kam es - noch vor der Abstim­
mung über das Ermächtigungsgesetz - zu jenem 9. März 1933, 
von dem schon bei Budlheim die Rede war. Der faschistische 
Reichsinnenminister Frick setzte Ritter von Epp als Reichs­
polizeikommissar in Bayern" ein, Landtagsabgeord~~te der 
NSDAP erschienen bei dem BVP-Ministerpräsidenten He l d, 
der am folgenden Tage, am 12. März, zurücktrat. Von der 
"Kampfentschlossenheit" der BVP und ihrer Minister blieb nur 
ein "Einspruch" der bayrischen Regierung in Berlin übrig: 

"Die bayrische Regierung hat ihren Gesandten in Berlin beauf­
tragt, b~im Reichspräsidenten wegen der Maßnahmen gegen Bayern 
vorstelltg zu werden, da sie im Widerspruch zu den gegebenen Zu­
sicherungen stünden."73 

Kaum sechs Wochen nach der Dokumentation der "Kampf­
entschlossenheit" der BVP veröffentlichte ihr Vorsitzender 
Schäffer, am 18. März einen Aufruf "an unsere Freunde" ~ 
dem es hieß: ' 

"He':lte ~ach ~em Umschwung der nationalen Revolution empfin­
den Wlr dIe Pflicht um des Volkes willen zur Arbeit am Staat und 
im Staate bereit zu sein und mitzuhelfen die christlichen und 
n.ationalen. Grundsätze im deutschen Volk' und in unserer bay­
nschen HeImat zur Geltung zu bringen ... In welcher Form solche 

71 "Bayerischer Kurier" vom 2. Februar 1933 
i2 "Bayerischer Kurier" vom 6. Februar 1933 
73 Alle Angaben nach "Augsburger Postzeitung" vom 11. März 1933 
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Mitarbeit geSchehen kann, hängt nicht allein von uns ab. Wir 
stehen aber zusammen in dem alten und ewigen Gedanken unserer 
christlichen Weltanschauung, in unserer unerschütterlichen Treue 
zum deutschen Volk und in der Liebe zu unserer bayrischen Hei­
mat .. . "71,. 

Am nächsten Tage wurde dieser Kotau des Herrn Schäffer in 
der Berliner Presse nicht etwa gelobt. Im Gegenteil: sowohl in 
der "Deutschen Allgemeinen Zeitung" als auch in der "Berliner 
Börsenzeitung" war am 19. März viel von einer "Palastrevolu­
tion" gegen Schäffer die Rede - gegen denselben Schäfter, der 
offenbar in der Zeit zwischen dem 9. und dem 18. März die 
"Schuld" an der Politik der BVP vor allem dem Dompropst 
W 0 h 1 mut h zuschieben und sich selbst als einen Mann der 
Vermittlung zu den Nazis hinstellen wollte. Denn die "DAZ" 
berichtete von Mitteilungen der "Münchner Zeitung", der von 
"einfiußreichen Stellen in der Bayrischen Volkspartei die Verhält­
nisse in dieser Partei so dargestellt worden seien, als ob die un­
gemein scharfe Opposition gegen die offizielle Politik in den letz­
ten Jahren und vor allem seit dem Sommer des vergangenen Jah­
res sich hauptsächlich infolge der ganz eigenartig konstruierten 
Satzungen nach außen nicht habe durchsetzen können . . . Die 
OpPOSitionsführer innerhalb der Bayrischen Volkspartei berichten 
erst jetzt der Öffentlichkeit, daß z. B. der Wirtschaftsbeirat der 
Partei im vergangenen Sommer in aller Form einen Beschluß ge­
faßt hatte, den damaligen Reichskanzler von Papen und seine 
Politik zu unterstützen, daß aber auch das Bekanntwerden und die 
Durchführung dieses Beschlusses von Dompropst Wohlmuth und 
dem herrschenden Kreis des Parteivorstandes verhindert worden 
sei." 

Im gleichen Zusammenhang wird übrigens mitgeteilt, daß 
die Nazis jegliche Verhandlungen mit dem Dompropst ablehn­
ten, und 
"es erscheint immerhin bemerkenswert, daß Reichskanzler Hitler 
bisher ausschließlich mit dem Führer der Bayernwacht. Ritter von 
Lex, als Vertreter der Bayrischen VOlkspartei in der Frage der Re­
gierungsbildung in Bayern Verhandlungen führte".75 

Ritter von Lex war der erste Staatssekretär im Bundesmini­
sterium des Innern nach 1949! 

In einem Leitartikel "Der Weg der bayrischen VOlkspartei"7G 
betonte Schäffer in der "Rechtfertigung" der Zustimmung zum 
Ermächtigungsgesetz Anfang April 1933, diese Partei sei "mehr 
als eine Partei": 
,,' .. sie ist eine politisch-geistige Bewegung, die von einem gei­
stigen Erbgut zehrt, das stärker und älter als überlebte und schnell 
~bgen~.tzte Formen einer dahingegangenen Formaldemokratie 
1St ..• 

Hier haben wir dieselben Illusionen in der Bayrischen Volks­
partei wie zu eben dieser Zeit (vgl. das "Hochland"-Zitat) in der 
Zentrumspartei. Und Schäffer schrieb weiter: 

7~ "Bayerische Volkszeitung" vom 18. März 1933 
.5 "Deutsche Allgemeine Zeitung" vom 19. März 1933 
76 "Bayerischer Kurieru vom 8. April 1933 
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.. Von derselben Überzeugung aus~rd die Bayrische Volkspartei 
auch Stellung nehmen in der Sorge für unsere bayrische Heimat. 
Sie bleibt ihrer Liebe und ihrem Glauben an die bayrische Heimat 
treu; sie gibt Bayern als Staat nicht auf; unerschütterlich hält sie 
am bayrischen Staatsgedanken fest ... " 

Hier haben wir die besonderen Illusionen der BVP noch im 
April 1933. die Illusion nämlich, es ließe sich (womöglich unter 
monarchistischem Vorzeichen und in einer Offnung nach öster­
reich) eine spezifische föderalistische Entwicklung Bayerns er­
möglichen. 

Was aber war die Konsequenz? In seinen Tagebuchblättern 
aus den Jahren 1933/1934 schreibt Thomas Man n (im Juni 
1933): 

.. In Bayern Aktion gegen die Volkspartei, die im Verdacht steht, 
beim österreichischen Abwehrkampf die Hand im Spiel zu ha­
ben."77 

Und der englische Historiker A. B u 11 0 c k berichtet in sei­
nem Buch "Hiller": 

"Nachdem die Bayrische Volkspartei, eine Verbündete des Zen­
trums, hatte zusehen müssen, wie am 22. Juni ihre Geschäftsstellen 
besetzt und ihre Führer verhaftet wurden - unter dem Vorwand 
einer Verschwörung mit den österreichiscben Christlich-Sozialen-, 
gab die Partei am 4. Juli ihre Selbstauflösung bekannt. Das Zen­
trum folgte ihr am 5. Juli. Die Tatsache, daß nun in Deutschland 
keine katholische Partei mehr bestand, ist vom Vatikan, der noch 
im gleichen Sommer mit der Hitler-Regierung ein Konkordat ab­
schloß, hingenommen worden." 78 

vn 

Diese Darlegungen lassen den Schluß zu, daß es also für die 
Charakterisierung der Rolle christlich-demokratischer Parteien 
im System des politischen Klerikalismus bemerkenswerte histo~ 
rische Paradigmen in der ersten Phase der allgemeinen Krise 
des Kapitalismus gibt. Gleichzeitig muß nach diesem h istori­
schen Exkurs noch einmal die gegenwärtige Situation ins Blick­
feld kommen. 

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden christlich-demokratische 
Parteien in fast allen Ländern Europas, auch Osteuropas, auf­
gebaut, die im Keim die Anlagen hatten, Instrumente der Kon­
terrevolution und des politischen Klerikalismus zu werden. Das 
betrifft unter anderem auch die CDU in der damaligen sowjeti­
schen Besatzungszone und die katholische VOlkspartei, die CSL, 

77 Thomas Mann, Gesammelte Werke, Zwölfter Band, Berlin 1955, 
S . 115 

78 A. BullOck, "Hitler", Düsseldorf 1954, 4. Auflage, S. 272 
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in der damaligen CSRi!1 Dadurch aber, daß die fortsmrittlid1.en 
Kräfte in diesen Parteien Ende 1947 bzw. Anfang 1948 die reak­
tionären Kräfte im wesentlichen zu überwinden vermochten 
und einen neuen Kurs einschlugen, der nach und nach auf die 
Anerkennung der führenden Rolle der Padei der Arbeiter­
klasse hinführte, wurden diese Anlagen zur Reaktion über­
wunden und die echten Keime wirklich christlich-demokrati­
schen Handeins zur Entfaltung gebracht. 

Wenn also die Frage beantwortet werden soll, wo heute christ­
lich-demokratischeAuffassungen Realitätwerden können, dann 
nur in der ideologischen, politischen und organisatorischen Ar­
beit solmer Parteien, die, wie die cnu und die CSL, den Auf­
bau des Sozialismus unterstützen und sich auf den Sieg des 
Sozialismus orientieren . 

Diese historische Untersuchung hat indirekt und zum Teil 
direkt zugleich das Ergebnis, daß in der Tat die Feststellungen 
unseres Nationalen Programms richtig sind, wonach einerseits 
die Großbourgeoisie in Deutschland (und nicht nur hier) das 
Recht verwirkt hat, die führende Rolle in der Nation zu spielen, 
und wonach andererseits alle positiven Traditionen des natio­
nalen deutschen Bürgertums (und im Nationalen Programm 
werden ja beispielsweise Joseph Wirth und Erzberger ausdrück­
lieh genannt80) in der DDR im Doppelsinne dieses Wortes auf­
gehoben, also weiterentwickelt werden. 

79 Nähere Ausführungen über die Beziehungen zwischen CDU und 
CSL habe ich auf der Konferenz der Kommission der Historiker 
der DDR und der CSSR Ende 1962 gemacht. Vgl. dazu zunächst 
"Neue Zeit" vom 23. November 1962 

90 vgl ... Neue ·Zeit" vom 27. März 1962 
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Hinwei~ 

Die Schreibweise der in dieser Arbeit genannten Parteien geh t 
durcheinander. So schreibt Funder regelmäßig von der "Christlich­
sozialen Partei Österreichs". während andere zitierte Historiker die 
Schreibung "Christlich-Soziale Partei" verwenden. Ähnlich ist es 
mit der Italienischen VoIl<spartei: einige Schriftsteller verbinden 
die Abkürzung PPI (dem Italienischen folgend) mit einem männ­
lichen Artikel, während andere eine Eindeutschung vornehmen 
und die Partei als "die PPI" bezeichnen (diese Version wurde nach 
Zögern aufgenommen). Im Blick auf die Bayrische Volkspartei 
hätte jeweils die heute ungewöhnliche Selbstbezeichnung: Bayer. 
VOlkspartei verwendet werden müssen; darauf ist allerdings durch­
gängig verzichtet worden. 

,. 
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